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ANNELIE BUNTENBACH, MITGLIED DES
GESCHÄFTSFÜHRENDEN BUN DES VOR -
STANDES DES DGB:

Gewerkschafterinnen und Ge werk  -
schafter müssen sich nicht mehr nur
als Gegen de mons tran ten mit neo na -
zistischen Aufmär schen auseinander-
setzen. Immer häufiger drängen sich
extreme Rechte auch in De mons tra -
tio nen von DGB und sozialen Be we -
gun gen. 

Soziale Themen spielten lange Zeit
kaum eine Rolle in der extremen
Rechten. Viele rechts populistische
Parteien in Europa gaben sich, wie

die deutschen „Republikaner“, ein weit  ge -
hend neoliberales Programm. Auch die NPD
zeigte sich seit den 60er-Jahren unterneh mer -
freundlich. Erst seit der Wieder ver eini gung
haben sich Neonazis und NPD wie der auf
den „Sozialismus“ im National-„sozialis -
mus“ besonnen.

Seit etwa 2003 bezeichnen sich die Neo na zis
zunehmend selbst als „Nationale Sozi alis ten“
und Aufmärsche zu sozialen The men, etwa
am 1. Mai, haben hohe Teil neh mer zah len.
Während die klaren Bezüge zum National -
sozialismus zum Beispiel bei den Kund ge bun -
gen für den Hitlerstellvertreter Rudolf Hess
in Wunsiedel eher geeignet sind, die Öffent-
lichkeit zu provozieren und abzuschrecken,
nutzen Neonazis soziale Themen, um einen
Brückenschlag zwischen „Nationalem So zi -

alismus“ und Protesten von Gewerk schaf ten
und sozialen Bewegungen herzustellen. Da-
für verzichten sie im Einzelfall auch auf das
klassische, martialische Outfit. Bei einem 2003
in Stralsund durchgeführten Auf marsch wa -
ren die Teilnehmer etwa aufgefordert, nicht
in der üblichen Kluft, sondern in „den Arbeits-
sachen ihrer jeweiligen Zunft“ zu er schei nen.
Der Marsch stand unter dem Motto: „Markt -
wirtschaft ersetzen durch Volks wirt schaft –
Nationaler Sozialismus schafft Arbeits  plätze!“1

Solche Slogans sind noch leicht als neona-
zistische Propaganda zu erkennen. Was aber,
wenn NPD-Aktivisten solche Transparente
tragen: „Gleiche Löhne für gleiche Arbeit!“
oder „Arbeit für Millionen statt Profite für
Millionäre“. So lauteten in den letzten Jah ren
die weniger verfänglichen Aufschriften auf
Spruchbändern. Die Neonazis haben er kannt,
dass die sozialen Probleme viele Menschen
bewegen. Zwar benutzen sie die soziale Fra-
ge als Köder zur Verbreitung ihrer völkischen
und rassistischen Welt an schauung, aber nicht
immer kommt das als simple Propaganda
auf der Straße daher. 

Vor allem der Einzug in die Landes par la -
men te von Sachsen und Mecklenburg-Vor -
pommern eröffnet Neonazis und NPD die
Möglichkeiten, sich in der Gesellschaft zu
verankern. Besonders in strukturschwachen
Gebieten, in denen andere Parteien und
Zivilgesellschaft nur schwach präsent sind,
versuchen sie, entsprechende Lücken zu
füllen. Nicht nur in Mecklenburg-Vorpom -

mern bietet die Partei Kinderfeste und Ju -
gendarbeit an. In Anklam erklärte etwa der
neugewählte Landtagsabgeordnete der NPD
Mi chael An drejewski: „Jetzt kann ich ein
Bür ger büro einrichten, das alle Probleme
und Sorgen, die die Menschen an uns he ran-
tra gen, sys tematisch sammelt und in die
Par lamente einbringt. Dies gilt besonders für
alles, was mit Hartz IV zusammenhängt.“2

Neben dem „Kampf um die Köpfe und Par -
lamente“ führen Neonazis und NPD aber
auch den „Kampf um die Straße“. Hier sind
Gewerkschaften und soziale Bewegungen
zunehmend mit Neonazis auf den eigenen
Veranstaltungen konfrontiert. Bei den Mon -
tagsdemonstrationen setzten sich Neonazis
mitunter sogar an die Spitze der Demons tra-
tionszüge und versuchten, in Koordina tions-
gremien mitzuarbeiten. Derzeit mehren sich
Aufrufe, in der Szene systematisch Gewerk -
schaftsveranstaltungen zu besuchen und
auf Demonstrationen eigene Blöcke zu bil-
den. Damit wollen sie Veranstaltungen des
politischen Gegners skandalisieren und spren -
gen. Diese Methoden gleichen denen der Na -
tio nalsozialisten. Für die Gewerk schaf ten sind
diese Strategien – angesichts der histo ri schen
Erfahrungen und der Stürmung der Gewerk-
schaftshäuser 1933 – nicht hinnehmbar. 

Die Gewerkschaften bekämpfen alle Aus prä -
gungen einer rassistischen und neonazisti-
schen Ideologie, gleich ob sie in Bet rie ben,
bei Wahlen oder in Aufmärschen sicht bar
werden. Sie setzen sich ein für eine Ge sell -
schaft, die frei ist von Rassismus, Anti semi -
tismus und Ausgrenzung und die allen Ein -
wohnerinnen und Einwohnern gleiche Teil -
habechancen bietet.

5

VORWORT

WOLF IM SCHAFSPELZ

1 Vgl. Brauise, Bert v., „Der Kampf um die Straße“ in: Lotta. Nr. 24, Herbst 2006
2 „Wir können Druck machen“, Interview mit Michael Andrejewski, auf der Internetseite des LV-Meck len burg-

Vorpommern der NPD
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Die extreme Rechte greift soziale Miss    -
stän de, Zukunfts- und Exis tenzängste
in der Ge sell schaft zwar auf, lenkt sie
im zweiten Schritt jedoch auf ihre alt  -
be kannten rassistischen und natio na -
listischen Mühlen. Ihr Ziel ist es, sozi-
alen Protest für die braune Ideolo gie
zu funktionalisieren.

Aufmärsche zum 1. Mai, Parolen gegen Hartz
IV oder für die Angleichung von Ost- und
Westlöhnen. Neonazis und NPD, so scheint

SOZIALDEMAGOGIE 

TRITTBRETTFAHRER DER
SOZIALEN FRAGE – 
DIE SOZIALDEMAGOGIE
DER EXTREMEN RECHTEN

3 Jürgen Gansel (MdL der NPD in Sachsen), „Der Nationalismus wird Schutzmacht der ,kleinen Leute’“, Artikel
auf der Internetseite der NPD, LV-Sachsen, 31.11.2006

4 Udo Voigt (Vors. der NPD) in: Deutsche Stimme, 7/1998, S. 2 (zit. nach Staudt, Toralf, Moderne Nazis, Köln,
2005, S. 91

5 „Wir werden knallharte Opositionspolitik betreiben“, Interview mit Udo Pastörs in „National-Zeitung“ Nr.
37/06, vom 08.09.2006

2.1



7

es manchmal, haben sich zu Vertretern der
Interessen von Arbeitnehmerinnen und Ar -
beitnehmern oder Hartz-IV-Empfängern auf -
geschwungen. Oft ist erst auf den zweiten
Blick zu erkennen, welche Ideologie da ei -
gentlich vertreten wird. „Volksgemeinschaft
statt Klassenkampf“ steht dann auf den
Transparenten extrem rechter Aufmärsche
oder „1. Mai seit ‘33 arbeitsfrei“. So bürger-
nah sie sich auch geben, die Kritik am System
und seinen sozialen Verhältnissen dient ihnen
zur Verbreitung völkischer und rassistischer
Ideologien. 

DEN ANTIKAPITALISMUS „MIT
NATIONALEN INHALTEN AUFLADEN“

Der sächsische NPD-Landtagsabgeordnete
Jürgen Gansel erklärt etwa ganz offen, man
wolle den „Antikapitalismus aus den Tradi -
tionsbeständen der Linken herausbrechen
und mit nationalen Inhalten aufladen“. Der
aus dem Rheinland stammende Gansel zählt
derzeit zu den Vordenkern der Partei. „Die
Nationalisierung der sozialen Frage“, so
Gansel, werde dem Nationalismus so viel Zu-
lauf bescheren, „dass die morschen Kno chen
der Volks- und Vaterlandsabwickler noch
gehörig zittern werden“.3 Auch Vor sit zender
Udo Voigt sieht in der Thematisierung der
sozialen Frage vor allem eine Strategie. Ver -
suchte sich die Partei über Jahrzehnte als
extreme Speerspitze des Antikommunismus
zu präsentieren, gab er über die Partei zei -
tung „Deutsche Stimme“ 1998 folgende
Parole aus: „Wir müssen, gerade in Mittel -
deutschland, klarmachen, dass wir Natio -
na listen die faktische Nachfolge der Kom -
munisten in der Vertretung sozialer Lebens -
interessen des deutschen Volkes angetreten
haben.“4

KONKRETE VORSCHLÄGE ZUR
SOZIAL POLITIK? – FEHLANZEIGE!

Zwar tragen NPD-Redner mit populistischen
Parolen vom „Sozialismus“, „Gegen Groß -
kapital und System“ dick auf, statt konkre-
ter Vorstellungen für eine Verbesserung der
Situation der „kleinen Leute“ folgen je doch
nur allgemeine Losungen von der NS-Volks -
gemeinschaft, der Besinnung auf die Nation

oder eine Schuldverschiebung auf Auslän der.
Eine praktische Politik zur Lösung sozialer
Missstände ist von der Partei, die immerhin
in zwei Landtagen vertreten ist, nicht zu
erwarten. Gefragt, welche Schritte zur Be -
kämpfung der Arbeitslosigkeit er vorschlage,
antwortete Udo Pastörs, Spitzenkandidat
der NPD für die Landtagswahl in Mecklen -
burg-Vorpommern 2006: „Wir als NPD sind
nicht bereit, die Bühne im Landtag zu Schwe-
rin um eine weitere Laienschauspielgruppe
zu vergrößern. (...) Eine wirkungsvolle Be -
kämpfung der Arbeitslosigkeit ist nach mei-
ner Auffassung erst nach Überwindung des
real existierenden kapitalistischen Systems
in Europa möglich.“5

TRANSPORTRIEMEN FÜR
„NATIONALEN SOZIALISMUS“

Neonazis und NPD erzeugen durch scharfe
Kritik zwar den Eindruck, hier sei eine be -
sonders radikale Opposition am Werke, wenn
es um Lösungsvorschläge geht, ist eine ernst -
hafte Befassung mit der sozialen Frage von
ihnen nicht zu erwarten. Die Benutzung von
Begriffen wie „Volksgemeinschaft“ oder
„Nationaler Sozialismus“ zeigen, dass sie
das Thema nur als Transportriemen für alte
nationalsozialistische Ideologie nutzen. Das
haben sie zuvor schon mit dem Anti kom mu-
nismus, dem Umweltschutz oder anderen
aktuellen Themen versucht. Kurz gefasst,
lässt sich ihre Politik so zusammenfassen:

Arbeitsplätze sollen nur noch nach ras-
sistischen Kriterien an Deutsche vergeben
werden.

Der Sozialstaat soll nur für die „Volks -
gemeinschaft“ da sein. Ausländer und Min -
derheiten sollen ausgeschlossen werden.

Nach dem Wirtschaftskonzept der NPD
soll der Außenhandel rabiat eingeschränkt
werden, die Wirtschaft nach außen hin her-
metisch abgeschlossen und in mittel stän -
dischen „Betriebs gemeinschaften“ organi-
siert werden.

Für die Rechte von Beschäftigten und
ihre Selbstorganisation in Gewerk schaf ten
ist hier kein Platz. 

STICHWORT: SOLIDARITÄT

DGB: In den Gewerkschaften organisieren
sich Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
Arbeitslose, Studie rende und Freiberufler,
unabhängig von sozialer und ethnischer
Her kunft, Staatsangehörigkeit, Religions zu  -
ge hörigkeit, Ge schlecht, Alter und par tei -
poli ti scher Zuge hö rigkeit. Sie streiten ge -
mein sam für bessere Arbeitsbedin gun gen
und Vertei lungsgerechtigkeit, wenn es nö -
tig ist, auch mit dem Mittel des Streiks. 

STICHWORT: AUSLÄNDISCHE 
KOLLEGINNEN UND KOLLEGEN 

DGB: Für die Gewerkschaften gilt: Glei cher
Lohn und gleiche Arbeits be dingungen am
gleichen Ort. Dieses Grundprinzip gilt für
alle Beschäf tig ten, unabhängig von Her -
kunft und Staatsangehörigkeit. Mit der Rech  -
nung „Ausländer raus – Ar beitsplätze für
Deut sche“ knüpfen die Rechtsextre men
zwar an weit verbreitete Vorurteile in der
Be völ ke rung an, dennoch geht sie nicht
auf. Erstens ist in den ostdeutschen Län -
dern, in denen der Anteil von Migranten
an der Be völ ke rung nur ein bis zwei Pro -
zent ausmacht, die Arbeitslosigkeit mit 20
und mehr Prozent am höchsten. Zweitens
tragen ausländische Arbeit neh me rinnen
und Arbeitnehmer seit Grün dung der Bun -
desrepublik Deutsch land zur ökonomi schen
Entwick lung bei und dies gilt auch heute
noch.
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Zwar schwadroniert der NPD-Vor sit -
zende Udo Voigt über mehr soziale
Gerechtigkeit oder fordert gar den
„Sozialismus“ ein. Mit landläufigen
Vorstellungen von Sozialismus hat das
nichts zu tun.

Besonders radikal geben sich die
militanten Neonazis in den so ge -
nannten „Freien Ka me rad schaf -
ten“. Die „Freien“, wie sie auch

genannt werden, haben sich weit gehend mit
der NPD verbündet. Die Aktivisten mischen
in Wahlkämpfen mit und konnten auch schon
Landtagsmandate für die NPD besetzen. Zu-
sammen mit den „Jungen National de mo -
kra ten“, der Jugendorganisation der NPD,

SOZIALDEMAGOGIE

BETRIEBSGEMEINSCHAFTEN
NACH NS-VORBILD – 
DIE WIRTSCHAFTSPOLITIK
VON NPD UND NEONAZIS

06 AG Zukunft statt Globalisierung Sachsen/www.antikap.de, u.a. (Hrsg.), Antikapitalismus ... von „Rechts“,
Dresden, 2006

07 Aktuelles Programm der NPD
08 Aktuelles Programm der NPD
09 Vgl. Schwagerl, H. Joachim, Rechtsextremes Denken, Frankfurt/M., 1993, S. 178
10 Udo Voigt in „Deutsche Stimme“, Nr. 9/1999
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ha ben die Neonazis eine aufwändig gestal-
tete Broschüre herausgegeben, die im Er -
schei nungsbild eher an Schriften autonomer
Lin ker erinnert. „Für die Unterdrückten –
Ge gen die Ausbeuter“, steht auf dem Titel.
„Anti kapitalismus .... von ,Rechts’ – , Na tio  -
nalen Sozialismus’ durchsetzen!“. Die Au to-
ren stellen sich in die Tradition des NSDAP-
Po li tikers Gregor Strasser, der zu den Füh rern
des sozialrevolutionären Flügels der Par tei
zählte. Wie Strasser treten die Neo na zis für
einen „deutschen Sozialismus“ ein, „der sich
nicht zum Henkersknecht des internationalen
Kapitals macht“.

FREIES UNTERNEHMERTUM

Wer nach all den markigen Worten jedoch
einen sozialistischen Zukunftsentwurf er war-
tet, wird enttäuscht. Als Zentrum des „Na tio-
nalen Sozialismus“ wird ein deutscher mittel -
ständischer Kapitalismus gepriesen. „Der
nationale Sozialismus sieht in einer Rechts -
ordnung, die dem Fleißigen und Tüchtigen
den Erwerb von Privateigentum ermöglicht
und den Besitz des Erworbenen garantiert,
solange er nicht der Allgemeinheit des deut -
schen Volkes schadet, die beste Grundlage
für das Wiedererstarken der Wirtschaft und
der Persönlichkeit.“6

„Antikapitalismus“ steht bei der extremen
Rechten nicht für eine neue gerechtere Wirt -
schaftsordnung, sondern wendet sich aus-
schließlich gegen das internationale Kapital,
die Globalisierung oder internationale Kon -
zerne. Auch die scheinbar radikalen Parolen
wie „Großkapital enteignen“ oder „Das Sys-
tem stoppen, Kapitalismus abschaffen“ auf
neonazistischen Transparenten sind in die-
sem Sinne zu verstehen. Denn auch über die
Rechte der „Unterdrückten“ ist in „Anti ka pi -
talismus ... von ,Rechts’“ nichts zu lesen.
Statt eigener Rechte der Arbeitnehme rin nen
und Arbeitnehmer wird lediglich dem autori-
tären Führerstaat ein gewisses Recht der
Regu lie rung gegenüber der freien Wirt -
schaft zugestanden. Nur die Nation, nicht
etwa die Ar bei terbewegung,  könne „dem
Kapital Gren  zen setzen und es im Interesse
des Volks gan zen disziplinieren“, heißt es in
der Broschüre. 

KEINE RECHTE FÜR BESCHÄFTIGTE 

Auch die Forderung nach „sozialer Ge rech -
tigkeit“ des NPD-Vorsitzenden Udo Voigt hält
einem Blick in sein eigenes Partei prog ramm
nicht stand. Über die Rechte von Ar beit neh-
merinnen und Arbeitnehmern findet sich dort
kein einziger Satz. Stattdessen be kennt sich
die NPD zum freien Unter neh mer tum. Le dig-
lich eine soziale Verpflichtung der Arbeit ge -
ber wird angemahnt. „Ziel nationaldemo-
kratischer Wirtschaftspolitik“, so steht es im
Programm der Partei, „ist die Synthese von
unternehmerischer Freiheit und sozialer Ver -
pflichtung. Deshalb bekennt sich die NPD zu
einem freien und sozialverpflichteten Unter -
nehmertum“.7

Daher lehnt die NPD nur die „Internatio na li -
sierung der Volkswirtschaften ab“.8 In einem
Land wie der Bundesrepublik, das als „Ex -
portweltmeister“ stark vom Außenhandel
abhängig ist, will die Partei den Export be -
schränken und den heimischen Markt mit
Schutzzöllen weit gehend abriegeln. Mit
ihrem Konzept der „raumorientierten Volks -
wirt schaft“ will sie eine der „Volksgemein -
schaft“ verpflichtete Wirtschaftsordnung.

„PFLICHT ZUR ARBEIT“

Tatsächlich gibt es eine Reihe ideologischer
Gemeinsamkeiten von extremer Rechten und
Neoliberalismus. So sind die entscheidenden
Kategorien der extremen Rechten nicht arm
oder reich, sondern leistungsfähig oder über -
flüssig. Das unsolidarische Konkurrenz prin -
zip, demnach sich der Stär kere und Bessere
im Wettbewerb durchsetzt und das Schwa -
che ausgesondert wird, ist als Sozial dar wi -
nismus übersteigert auch eine Grundlage
extrem rechter Ideologie. Leistungs- und
Gewinnstreben wird von Neonazis ebenso
befürwortet wie vom Neoliberalismus, und
das Privateigentum an Produktionsmitteln
zweifeln extreme Rechte nicht an. Demo -
kratie lehnen sie auch im Betrieb ab.9

Dahinter steht das Bild von der NS-Betriebs-
gemeinschaft, in dem das autoritäre Kon zept
von Führer und Gefolgschaft auf die Betriebe
übertragen wird. Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer waren damals auf Gedeih und
Verderb den Betriebsführern ausgeliefert.
Eigene Rechte hatten sie nicht, ihre Selbst -
organisationen, die Gewerkschaften, waren
verboten. Ab 1938 wurde der Arbeitszwang
eingeführt. An dieses Konzept knüpft die NPD
auch heute an. Die Situation der Be trof fe -
nen ist ihr dabei egal. Trotz immer höherer
Zumutbarkeitsregeln der Bundesagentur
für Arbeit, Bezahlung unter Tarif oder des
Zwangs, Ein-Euro-Jobs anzunehmen, will auch
die NPD eine Wirtschaftsordnung, so ihr
Vorsitzender, die das „Recht auf Arbeit zur
Pflicht erhebt“.10

STICHWORT: BÜRGERRECHTE 
FÜR MIGRANTEN

DGB: Wer in der Bundesrepublik lebt oder
arbeitet, sollte sich auch demo kra tisch ein -
mischen können. Der DGB fordert darum
mehr Bürgerrechte für Migrantinnen und
Migranten. Für Betriebsratswahlen gilt
schon heute: Aktives und passives Wahl -
recht un abhängig vom deutschen Pass.
Wir setzen uns auch für ein besseres Auf -
enthaltsrecht und ein Ende der Ketten dul -
dungen ein. Nur wer einen sicheren Rechts-
sta tus hat, kann auf Augenhöhe für seine
Rech te einstehen und wird nicht Opfer von
Lohn- und Sozialdum ping. 

STICHWORT: KEIN 
RASSISMUS IM BETRIEB

DGB: Rassismus vergiftet das Betriebs  kli ma
und die Solidarität unter den Beschäf tig ten.
Einige Unter neh men haben es be reits er -
kannt: Rassis mus im Betrieb ist eine nicht
zu akzeptierende Belastung und Be ein träch-
tigung der betroffenen Kollegin nen und Kol  -
legen; außerdem beeinflussen ras sis tische
Be läs tigungen und Diskrimi nie run gen den Er -
folg eines Unternehmens, der Kranken stand
steigt, die Qua li tät der Pro dukte sinkt. Die
DGB Ge werkschaften ha ben daher mit vie -
len Betrieben Verein ba rungen abgeschlos -
sen. Rassistische Dis kri minierungen wer den
nicht toleriert, sie füh ren im Zweifelsfall zu
arbeits recht li chen Konsequenzen. Ziel ist es
nicht aus zu grenzen, son dern alle Kollegin -
nen und Kolle gen gleich zu behandeln.
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Neonazis erinnern gerne daran, dass
es die Nationalsozialisten waren, die
den 1. Mai 1933 zum Feiertag er klär -
ten. Für die Ge werkschaftsbewegung
war dieser Tag der Vorabend ihrer Zer-
schlagung. Einen Tag später, am 2. Mai
1933, stürmte die SA die Gewerk -
schafts häuser. 

Zwar fordert die NPD nicht aus drück-
lich ein Verbot der Gewerk schaf ten,
aber in ihrem Programm findet
sich über die Rechte der Arbeit neh-

merinnen und Arbeitnehmer, über Koa li tions-
freiheit, Arbeitsschutz oder Tarif ver träge kein

SOZIALDEMAGOGIE 

GEGEN GEWERKSCHAFTEN
UND DEMOKRATIE – 
NPD – KEINE PARTEI FÜR
ARBEITNEHMER

11 Aktuelles Programm der NPD
12 Udo Voigt (Vors. der NPD), „1. Mai: Tag der Arbeit – Arbeit für alle Deutschen“, Rede zur Kund ge bung der

NPD am 01.05.2006 in Rostock, Internet seite der NPD am 20.12.2006
13 „Der DGB und das System schon fast am Ziel?“ und „Erneuter DGB Phrasenmarathon auf der Anti-Hartz-IV-

Demo in Stralsund“, Artikel von Dirk Arendt auf der Internetseite des NPD Landes ver band Mecklenburg-
Vorpommern, 30.12.2006

14 „Deutsche Stimme“ vom Mai 2006
15 Udo Voigt (Vors. der NPD) „1. Mai: Tag der Arbeit – Arbeit für alle Deutschen“, Rede zur Kund ge bung der NPD

am 1. Mai 2006 in Rostock, Inter netseite der NPD 20.12.2006 „Nun, nachdem das Kind in den Brunnen
gefallen ist und unser ge sam tes Sozial system durch Missbrauch und Überlastung durch Einwanderer und deren
Angehörige zusammengebrochen ist, glauben die Gewerkschaften durch überzogene Lohnforderungen ihre
Daseins berech tigung beweisen zu müssen.“

16 Ebbenga, Heiko Gerold, auf www.kandidatenwatch.de, 2005
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Wort. In einem System, in dem das NS-Prin-
zip von Befehl und Gehorsam auf die Ar -
beitswelt übertragen wird, ist auch für eine
Selbstorganisation der Beschäftigten kein
Platz. So heißt es etwa im Programm der
NPD, dass „Gruppenegoismen“ in der Ge -
sellschaft zu überwinden seien. Unter „Grup -
penegoismen“ versteht die extreme Rechte
die Bildung von Interessengruppen und ihre
Vertretung in der demokratischen Gesellschaft.
Darunter fällt besonders die größte Selbst -
vertretung der Arbeit neh me rin nen und Ar -
beit nehmer durch die Gewerk schaften. „Wir
Nationaldemokraten setzen uns mit Ent schie-
denheit für eine neue Gesell schaftsordnung
ein, die in nationaler Soli da rität vorhandene
Gruppenegoismen über windet“11, heißt es
im Programm.

Entsprechend schwankt die NPD-Kritik an
den Gewerkschaften je nach Opportunität.
Mal sind sie Teil des vermeintlich korrupten
Systems, mal stehen sie für „Gruppen egois -
men“ wie angeblich zu hohen Löhnen und
Lohnforderungen. In jedem Fall werden die
Gewerkschaften von der NPD bekämpft. 

MITSCHULD AM „NIEDERGANG DES
TEILVEREINTEN DEUTSCHLANDS“

Am 1. Mai 2006 machte der NPD-Vor sit zen -
de Udo Voigt die Gewerkschaften für Ar beits-
losigkeit, Hartz IV und die Armuts ent wick -
lung verantwortlich. Auf einer neonazistischen
Kundgebung in Rostock sagte er: „All das
sind die ,Erfolge’ der etablierten Globali sie -
rungsparteien und der Gewerkschaften. Sie
allesamt tragen für diese katastrophale Ent -
wicklung die alleinige Verantwortung.“ Die
Gewerkschaften, so Voigt weiter, kümmerten
sich „seit Jahrzehnten mehr um die Belan ge
ausländischer Mitarbeiter als um das Wohl
deutscher Arbeiter“, sie hätten „ihre Da seins-
berechtigung und die Interessen deutscher
Arbeitnehmer längst verraten“.12 Auch der
NPD-Landesverband Mecklenburg-Vor pom -
mern hetzt gegen „die gemeinsamen Ma -
chenschaften des DGB und des volksfeind-
lichen Systems“. Die Redner einer vom DGB
organisierten Montagsdemonstration ge gen
Hartz IV in Stralsund seien „sich im Wort -
laut wiederholende Systemtreue und am

Bürger vorbeiredende Schwätzer“ gewesen,
ist dort zu lesen. Gewerkschafter werden
als Arbeitnehmervertreter dargestellt, die
abwechselnd mit den „Systempolitikern“
und Arbeitgebern gemeinsame Sache machen
und eine „offensichtliche Mitschuld“ am
„Niedergang des teilvereinten Deutsch lands“
hätten.13

GEGEN „SINNLOSE STREIKS“ UND
„ÜBERZOGENE LOHNFORDERUNGEN“
DER BE SCHÄF TIGTEN

Die NPD wendet sich trotz aller sozialde ma -
gogischer Rhetorik gegen Forderungen und
Aktionen von Arbeitnehmern. Als die Kol le -
ginnen und Kollegen von ver.di im Frühjahr
2006 gegen eine Verlängerung ihrer Arbeits-
zeit streikten, schrieb die NPD-Zeitung „Deut -
sche Stimme“ von einer „sinnlosen Streik -
aktion“. Der NPD-Spitzenkandidat für die
Wahl in Mecklenburg-Vorpommern Udo
Pastörs erklärte, den Beschäftigten sei „ganz
offensichtlich der politische Sinn für das
Ganze abhanden gekommen“ und ihr Ziel
müsse es stattdessen sein, „ein funktionie-
rendes Gemeinwesen zu sichern“.14

Sozialdemagogisch agiert die NPD auch,
wenn es um die Höhe der Löhne geht. Nach
außen tritt sie mit den Forderungen „Glei -
cher Lohn für gleiche Arbeit“ und Ein füh -
rung eines gesetzlich gesicherten Mindest-
lohns als scheinbar soziale Kraft auf. Ge meint
ist mit dieser Parole jedoch nur die An glei -
chung von Ost- und Westlöhnen, deren Aus-
einanderklaffen die Partei als „na tionale“
Ungerechtigkeit versteht. Keines wegs schließt
die NPD-Forderung aber zum Beispiel glei-
chen Lohn für Frauen ein, deren Löhne immer
noch durchschnittlich um 1/3 unter denen der
Männer liegen, oder für Migran tin nen, de ren
Arbeit oft unterdurchschnittlich bezahlt wird.
Gleichzeitig halten sie das der zeitige Lohn -
niveau noch für zu hoch. Am 1. Mai 2006
warf NPD-Vorsitzender Udo Voigt den Ge -
werkschaften vor, „überzogene Lohn for de -
rungen“ zu stellen.15 Der NPD-Bundes tags -
kandidat Heiko Gerold Ebbenga erklärte zur
Bundestagswahl 2005, Vollbeschäfti gung sei
nur „durch die Zerschlagung der Tarif dik ta -
tur der Gewerkschaften“ zu errei chen.16

STICHWORT: GLEICHER LOHN 
FÜR GLEICHE ARBEIT

DGB: Die Forderung nach gleichem Lohn für
gleiche Arbeit hat eine lange Tradition in der
Ge werk schafts be wegung. In Tarif ver hand -
lun gen käm p fen die DGB Gewerkschaf ten
auch heute dafür, dass Män ner und Frau -
en, Ein heimi sche und Migranten gleich be  -
han delt werden. Sie setzen sich gegen eine
Auf  spal tung der Arbeitnehme rin nen und
Ar beit  neh mer zur Wehr. Nur mit einer kol lek-
tiven In teres sen or ganisation können Lohn-
und Sozial dum ping verhindert und eine
Verbes serung der Ar beits- und Lebens be -
dingun gen er reicht werden.

STICHWORT: MINDESTLOHN

DGB: Stundenlöhne von vier Euro brutto in
der Landwirtschaft oder 800 Euro netto
mo nat lich für einen Voll zeitjob im privaten
Wach dienst. Viele Unternehmen ver wei gern
eine tarifgerechte Ent loh nung und zahlen
Nie drig löhne, von denen kein Mensch le ben
kann. Das darf nicht sein. Der DGB kämpft
darum für einen verbindlichen Min dest lohn
von mindestens 7,50 Euro für alle Be schäf-
tig ten. Hinter dem von den extremen Rech-
ten geforderten Mindest lohn von 8,80 Euro
ver birgt sich nicht eine reale For de rung zur
Ab schaffung von Armuts löhnen, sie soll le -
diglich eine Ver bindung zum National sozi -
alis mus signalisieren, denn 88 be deu tet im
Sprach ge brauch der Neonazis „Heil Hitler”. 

STICHWORT: SOLIDARITÄT MIT
SCHWÄCHEREN

DGB: Vor den Wechselfällen des Lebens ist
niemand geschützt. Die Ge sell schaft muss
darum auch für Schwä chere und weniger
Leis tungs starke da sein. Der DGB setzt sich
auch für die Integration von benachteilig ten
Grup pen in das Arbeitsleben ein. Ge werk -
schaf ten unterstützen mit Tarif ver trä gen
(„Start in den Beruf” der IG BCE) oder mit
gemeinsamen Projekten („Projekt zur In teg-
ration in den ersten Arbeits markt – PIA” der
IG Metall) den Einstieg von benachteiligten
Ju gend li chen in die berufliche Aus bil dung. 
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Ginge es nach der NPD, gäbe es nur
noch eingeschränkte Sozialleistungen
für Deutsche. Politische Gegner der
Neonazis, Ausländer und Flüchtlinge
bekämen gar nichts. 

Alle sozialen Belange werden von
den Neo nazis durch die rassis ti -
sche und völkische Brille ge se -
hen. Egal ob sie ein Leben lang

in Kranken-, Pflege-, Renten- oder Arbeits -
losenversicherung eingezahlt haben. „Aus län-
der sind aus dem deutschen Sozial ver si che -
rungssystem auszugliedern“, heißt es ganz
klar im NPD-Programm. Auch Flücht linge dür-
fen demnach „keinen einklagbaren An spruch
auf deutsche Sozialleistungen be sitzen.“17

Doch damit nicht genug. Nach Vorstellun gen
der Neonazis soll der Sozialstaat nur für die
„Volksgemeinschaft“ da sein. „Der Sozial -
staat wird volksgemeinschaftlich organisiert
sein oder er wird gar nicht sein!“, erklärt
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etwa der sächsische NPD-Abgeordnete Jür -
gen Gansel. „Strikt begrenzen“ will Gansel
„den Kreis seiner Teilhabeberechtigten. Die
Kardinalfrage ,Wer gehört dazu und wer
nicht?’“ könne „nur national beantwortet
werden.“18

KEIN SOZIALSTAAT FÜR ANDERS -
DENKENDE

Wer aber gehört nun zu dieser „Volks ge -
meinschaft“? Neonazis propagieren die
„Volks gemeinschaft“ heute als positiven
Be griff, den sie gegen die Vereinzelung in
der Massengesellschaft setzen. Sie soll das
„Gemeinwohl sichern“, „Fundament aller
schaffenden Deutschen sein“ und demjeni-
gen den höchsten Status zubilligen, „der
am meisten für die Gesamtheit schafft“.19 Tat  -
sächlich ist die „Volksgemeinschaft vor allem
ein Ausschlusskonzept. Der Begriff stammt
von den Nationalsozialisten und galt ihnen
als „Blut- und Schicksalsgemeinschaft“ der
Deutschen. Hitler selbst sprach sogar von der
„nationalsozialistischen Volks gemein schaft“.
Gegenüber der „Volksgemeinschaft“ war der
Einzelne rechtlos. „Du bist nichts, Dein Volk
ist alles“ hieß es im Nationalsozialis mus. Zur
„Volksgemeinschaft“ gehörten da mals nur
jene, die entweder National sozialisten waren,
oder das Terrorregime als schweigende Mehr-
heit mittrugen. „Volksfremd“ dagegen wa -
ren nicht nur Ausländer oder deutsche Staats -
bürger, die zu Juden erklärt wurden. Auch
Gegnerinnen und Gegner der National so zi -
alisten, überzeugte Sozialdemokraten, Kom-
munisten, Christen, Gewerkschafter oder
jene Schriftsteller, deren Bücher 1933 ver-
brannt wurden, galten als „Volksfremde“.
Andere Gruppen, die nicht zur „Volksge -
mein schaft“ gehörten, waren Leistungs un -
fähige oder -unwillige, etwa Behinderte, die
der Euthanasie zum Opfer fielen oder Sucht -
kranke, so genannte „Asoziale“, die in Kon -
zentrationslager eingeliefert wurden. Wer
heute von Volksgemeinschaft redet, will den
Nationalsozialismus wiederbeleben und
negiert, dass unsere Gesellschaft aus ver-
schiedenen Individuen und Gruppen besteht.
Dazu gehört auch, dass Gruppen mit unter-
schiedlichem sozialen Status ihre Inte res sen
in der Gesellschaft vertreten können. 

EINGESCHRÄNKTE SOZIALLEIS TUN GEN

Den Volksgemeinschaftsbegriff aus dem
Nationalszialismus vertreten Neonazis auch
heute. Wenn etwa der NPD-Vorsitzende Udo
Voigt erklärt: „Sie (die etablierten Parteien)
sorgen sich um das Wohl von Ausländern
und Randgruppen dieser Gesellschaft, wir
dagegen um unser eigenes Volk.“20, dann
schließt er Ausländer, sozial Benachteiligte
oder Minderheiten aus der Gesellschaft aus.
Entsprechende Einschränkungen sollen da -
her nach Vorstellungen der Neonazis auch
für die Sozialleistungen gelten. Nach dem
Programm des sächsischen Landesver ban des
der NPD sollen sogar nur „Volksge mein -
schafts angehörige“ Ansprüche auf Sozial leis-
tungen geltend machen können, die zu vor
etwas geleistet haben. „Die soziale Für sor -
ge des Staates muss so angelegt sein, dass
niemand, der etwas geleistet hat, unterhalb
des Existenzminimums leben muss“, heißt
es dort.21 Und überhaupt treten die Neo na -
zis nur für sehr eingeschränkte Sozial leis -
tun gen ein. „Eine Sozialpolitik nach dem
Traumbild des totalen Wohlfahrtsstaates“,
schreibt die NPD in ihrem Bundes prog ramm,
„dessen Belastungen für alle Schaffenden
zum Alb druck werden, verfehlt ihre Auf ga be
und ist unsozial.“22

GEWALT GEGEN DIE ÄRMSTEN 

Wie wenig Neonazis das Wohl von Men schen
am Herzen liegt, die am unteren Ende der
gesellschaftlichen Leiter leben müssen, zeigt
auch ein Blick auf rechtsextremistische Ge -
walttaten. Zu den Gruppen, die häufig Opfer
dieser Gewalt werden, zählen neben Mig -
ranten und Flüchtlingen vor allem Obdach -
lose. Auch Behinderte werden regelmäßig
Opfer neonazistischer Gewalttaten und Be -
drohungen.

STICHWORT: GESUNDHEIT

DGB: Die Kolleginnen und Kollegen im DGB
setzen sich für eine faire Re form des Ge -
sund heitssystems ein. Wir wollen die pari -
tä ti sche Finanzierung von Arbeitgebern und
Ar beit nehmern wiederherstellen. In eine
so lida rische Fi nan zierung müssen neben

Löhnen und Gehältern auch Kapital ein -
künfte einbezogen werden. Um die „Zwei-
Klassen-Medizin“ zu überwinden, fordert
der DGB eine Beteiligung der privaten Kran-
ken ver sicherer am Finanzausgleich zwischen
den Kassen.

STICHWORT: RENTE

DGB: Die Gewerkschaften setzen sich für
die Bei be haltung des Renten alters von 65
Jah ren ein, denn Millionen Menschen er -
rei chen nicht mal das heutige Rentenalter
wegen arbeits be dingter gesundheitlicher
Schäden oder weil sie ihren Job verloren
haben. Wir wol len eine Rentenreform, die
durch Gesund heits prä ven tion, Fort bildung
und Teilzeitarbeit er reicht, dass die Be -
schäftigten länger leis tungs fähig sind. Kin -
der er zie hung und Pflege ar beit muss stärker
berücksichtigt werden, um der Alters armut
von Frauen entgegenzuwirken. Wenn Ju -
gendliche eine gute be triebliche Ausbil dung
und anschließend re guläre, sozial ver si che -
rungspflichtige Jobs be kommen, ist die Ren-
te ab 65 auch übermorgen noch si cher. Der
DGB und die Ge werkschaften setzen sich
für eine Fortentwicklung der ge setz li chen
Rentenversicherung zu einer Erwerbs täti gen-
ver si che rung ein, in der alle Arbeit nehme -
rinnen und Arbeitnehmer, Beam tin nen und
Beamte und Selbst stän dige glei chermaßen
versichert werden.

STICHWORT: SOZIALE SCHIEFLAGE
GERADE RÜCKEN

DGB: Der NPD-Slogan „Gute Heimreise für
Aus länder“ ist nicht nur rassistisch, er löst
auch nicht das Prob lem der Arbeitslosig keit.
Ar beits losigkeit und Armut hängen nicht von
der Größe einer Gesellschaft ab, sondern
wie sie Arbeit und Güter untereinander ver-
teilt. Steu ersenkungen für die Wohl ha ben -
den und zusätzliche Belas tun gen für die
Beschäftig ten und Ar beitslosen lassen die
Schere von Arm und Reich immer weiter
auseinanderklaffen. Wir setzen uns zu sam -
men mit Frau en und Män nern, Einheimi -
chen und Mig ran ten, Beschäftigten und
Arbeits lo sen da für ein, dass diese Schief -
la ge wieder gerade gerückt wird.
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2.5

Extrem rechte Globalisierungs kritiker
kämpfen nicht für eine gerechte Welt  -
wirtschafts ord nung. Sie benutzen das
Unbe ha gen an der Globalisierung zum
Aufbau eines Bedrohungs myt hos ge -
gen die Deutschen. Schuld sollen wie-
der einmal die Juden sein.

Während die extreme Rechte
mit großem Getöse vorgibt,
die Systemfrage zu stellen,
bleibt in der Realität nicht

viel übrig. Die Be drohung kommt im neo na -
zistischen Welt bild immer von außen. Sün den-
böcke für Ar beitslosigkeit und Sozial kür zun gen
sind für sie Migrantinnen und Migranten.
Auch ihr „Antikapitalismus“ bezieht sich nur
auf äu ßere Bedrohungsmythen, die inter -
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na tionalen Konzerne oder die EU. Als das US-
amerikanische Unternehmen General Motors
sein deutsches Opel-Werk in Bochum schlie-
ßen wollte, war das daher auch ein Thema
für den nordrhein-westfälischen NPD-Funk -
tionär Claus Cremer. Mit 60 Neonazis mar-
schierte er vor dem Opel-Werk auf. „Das Volk
blutet, das Kapital kassiert. Globalisie rung
zerstört Arbeitsplätze“, lautete das Motto,
mit dem die Neonazis versuchten, den dro-
henden Verlust der Arbeitsplätze für ihre
Propa gan da zu nutzen. Die Opelaner ließen
sich davon allerdings nicht beeindrucken. 

Das Feindbild Nr. 1 der Neonazis in diesem
Zusammenhang ist die Globalisierung, denn
dieses Feld scheint für viele Menschen un -
durchschaubar und symbolisiert ihre Ohn -
macht gegenüber den scheinbaren Sach -
zwängen der internationalisierten Wirt schaft.
Gegen die Folgen, einen zunehmend unsi-
cheren sozialen Status, setzt die NPD ihren
zentralen Slogan „Arbeit – Familie – Heimat“.
Damit versucht sie die Geborgenheit in der
„Volksgemeinschaft“ gegen die Un si cher hei -
ten des heutigen Arbeitslebens in Stel lung
zu bringen und sich als Vertreter der so ge -
nannten Globalisierungsverlierer zu präsen-
tieren. Die Globalisierungskritik dient den
extremen Rechten daher nicht dazu, eine
gerechte Weltwirtschaftsordnung zu fordern,
sondern als Synomym für eine auswärtige
Bedrohung des „Deutschen Volkes“. 

GLOBALISIERUNGSKRITIK ALS
ANTISEMITISMUS

In das Feindbild des internationalen Kapitals
projizieren die extremen Rechten nicht nur
alle Nachteile des Kapitalismus, sondern
versehen es auch mit den Merkmalen alter
rassistischer und antisemitischer Vorurteile.
Globalisierung sei „das planetarische Aus -
greifen der kapitalistischen Wirtschafts wei se
und der Führung des Großen Geldes“, schreibt
etwa der sächsische NPD-Landtagsab ge ord -
nete Jürgen Gansel. Es sei „seinem Wesen
nach jüdisch-nomadisch und ortlos“ und
habe seinen Standort vor allem „an der Ost -
küste der USA“. Das komplexe Leben werde
auf die eine Primärfrage reduziert: „Die Frem-
den oder wir?“23 Die „Ostküste der USA“ gilt

Antisemiten als gleichbedeutend für das
„jüdische Finanzkapital“. Schon die Natio -
nalsozialisten unterschieden zwischen dem
„schaffenden“, dem produzierenden arischen
Kapital und dem „raffenden“, dem ver meint-
lich „jüdischen“ Finanzkapital. Mit der ex t -
rem rechten Globalisierungskritik sol len
antisemitische Weltverschörungs theo rien
wiederbelebt werden, demnach die Juden
angeblich eine Weltherrschaft anstreben.
Diese Weltverschwörungstheorien ver schlie -
ßen sich rationaler Aufklärung. Juden wer-
den dort in widersprüchlicher Weise für den
Ka pitalismus ebenso verantwortlich gemacht
wie für den Kommunismus. 

ABSCHOTTUNG DER DEUTSCHEN
WIRTSCHAFT

Mit dem Konzept der so genannten „raum-
orientierten Volkswirtschaft“ will die NPD
internationale Konzerne „entflechten“ und
die stark vom Export abhängige deutsche
Wirtschaft durch „Schutzzölle“ abschotten.
So schrieb der NPD-Funktionär Per Lennart
Aae: „Die raumorientierte Wirtschafts ord -
nung kann aber grundsätzlich nur existieren,
wenn sie kultur- und werteorientiert, d.h. völ -
kisch und national ist!“24 NPD und Neo nazis
treten daher nicht für einen fairen Welt han del
oder weltweite soziale Rechte der Be schäf -
tigten ein, sondern fordern eine Ab schot tung
der Bundesrepublik.

STICHWORT: INTERNATIONALE
GEWERKSCHAFTS BE WE GUNG

DGB: Gegen die Unternehmenspolitik in ter -
nationaler Konzerne hilft keine nationale
Abschottung, sondern nur die internationale
Solidarität der Beschäftigten. Ein gutes Bei -
spiel dafür gaben die europäischen Arbeit -
nehmerinnen und Ar beitnehmer von General
Motors, zu dem auch die deutsche Marke
Opel gehört. Als die Unterneh mens leitung
verschiedene Stand orte in Europa gegen ein-
ander aus spielen und Arbeitsplätze in Por-
tugal und Großbritannien strei chen wollte,
organisierten die Beschäftigten im Juni 2006
an allen 18 Standorten in Europa Protest -
aktionen und Pro test streiks. Damit konnte
die Kon zern leitung schließlich zu Ver hand -

lungen gezwungen werden. Die Arbeit neh -
mervertreter hatten sich im Dezember 2005
zu sam men geschlossen und ein „Euro pä -
isches Solidaritäts ver sprechen“ unterzeichnet. 

STICHWORT: MINDESTLOHN 
GEGEN SOZIAL- UND 

LOHNDUMPING AM BAU

DGB: Wenn alle Beschäftigten an einem
Strang ziehen, kann auch etwas gegen in ter -
nationales Lohn- und Sozialdumping getan
werden. Die IG BAU hat zum Beispiel einen
Min destlohn für alle durchgesetzt. Über das
Arbeitneh mer -Ent sendegesetz sind sie als
allgemein verbindlich erklärt worden. Seit -
dem gilt am Bau: Gleicher Lohn für gleiche
Arbeit am gleichen Ort. 

STICHWORT: KERNARBEITS-
NORMEN DURCHSETZEN

DGB: Gegen die Ungerechtigkeiten der Glo-
balisierung hilft nur die weltweite Soli da ri tät
der Beschäf tig ten, keine nationale Ab schot-
tung. Schon heute kämpfen Gewerk schaf ten
weltweit für die Durch setzung von Kern ar -
beitsnormen. Das sind u.a. Koalitionsfrei heit
für die Beschäftigten, keine Zwangs ar beit
und keine Kinderarbeit. Die Internationale
Arbeits orga ni sa tion (ILO) trifft weltweit
entsprechende Vereinbarungen mit Staa ten
und versucht, deren Umset zung zu kon trol-
lieren.

STICHWORT: FAIRER WELTHANDEL
UND SOZIALE MIN DEST STANDARDS

DGB: Ein fairer Welthandel und menschen -
würdige Arbeitsbedingun gen auch in den
Entwick lungs  län dern sind keine Utopie. Die
DGB Gewerkschaften kämpfen dafür, dass
auch dort Mindeststandards eingehalten und
aus reichende Löhne gezahlt werden. Der
Hebel sind die international tätigen Fir men.
Über Betriebsverein barun gen, Unterneh -
mens  kont rolle und Verbraucherinformation
kann Druck auf deren Zulieferfirmen welt -
weit aus geübt werden. Auch Verbrau che -
rinnen und Ver brau  cher können einen Bei -
trag leisten, wenn sie fair gehandelte Wa -
ren kaufen.
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Neonazis leugnen die Ver bre chen des
Nationalsozialismus und stel len seine
vermeintlich positiven Seiten heraus:
Dem deutschen Arbeiter sei es gut ge  -
gangen, die Wirtschaft sei aufgeblüht,
und schliesslich sei es Hitler gewesen,
der den 1. Mai zum Feiertag er klärt
habe. Was ist dran an dieser „Erfolgs -
story“?

In den 20er/30er-Jahren umwarben die
Na tionalsozialisten die deutschen Ar bei-
ter mit sozialdemagogischen Pa ro len.
Versprochen wurden etwa eine Ver staat-

lichung der großen Trusts, eine Gewinn be tei -
ligung an Groß betrieben oder ein Aus bau der
Altersver sor gung. Die sofortige Kom mu na -
lisierung der Großwarenhäuser und billige
Vermietung an kleine Gewerbetreibende
oder eine Bo den reform mit unentgeltlicher
Enteignung für gemeinnützige Zwecke waren
andere Ver sprechungen. Nichts von dem wur -
de nach der Machtergreifung von den Na -
tional sozi alisten eingelöst.25

ARBEITSLOSIGKEIT

Nach der Machtergreifung der NSDAP ging
zwar die offizielle Zahl der Arbeitslosen zu -
rück. Im Jahr 1933 gab es im Jahres durch -

schnitt noch registrierte 4,8 Mio. Erwerbs -
lose. 1937 war die Erwerbslosigkeit auf
912.000 Arbeitslose gesunken.26 Der Preis
da für war jedoch hoch, denn Verbrechen der
Nationalsozialisten und ihr „Wirtschafts er -
folg“ hingen eng zusammen. In den ersten
Jahren waren noch das Nachlassen der Welt -
wirtschaftskrise und staatliche Infrastruk -
tur programme etwa zur Belebung der Bau -
wirt schaft für den Rückgang der Arbeits -
losig keit verantwortlich. Diente bereits der
Auto bahn bau der Förderung militärischer
Infra struk tur, so begann 1935 eine massive
Aufrüstung Deutschlands in Vorbereitung des
Zweiten Weltkrieges. Betrugen die Rüs tungs  -
aus ga ben 1932/33 noch 7,5 Prozent der
Staats ausgaben, waren es 1938/39 bereits
60 Pro zent.27 Durch die Aufrüstung wurde
nicht nur in der Industrie Arbeit geschaffen. 

Auch die Wehrmacht, die bislang aus nur
100.000 Mann bestand, wurde auf eine
Friedensstärke von 500.000 Mann auf ge -
stockt. Aus der Arbeits losenstatistik fielen
auch bis zu 325.000 Jugendliche, die einen
sechsmonatigen vormilitärischen Arbeits ein -
satz im „Reichs ar beitsdienst“ leisten muss -
ten und die Wehr dienstleistenden, nachdem
1935 die allgemeine Wehrpflicht eingeführt
worden war.

So wie Neonazis heute Arbeitslosigkeit durch
den Ausschluss von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern aus dem Arbeitsleben be -
kämpfen wollen, wurden auch im National -
sozialismus Gruppen zunehmend aus dem
Arbeitsmarkt ausgegliedert. So die zu Juden
erklärten Deutschen, die zuerst aus be stimm -
ten Berufen und später ganz aus dem Ar beits -
leben gedrängt wurden. Den Frauen wurde
eine Berufstätigkeit erschwert. Wenngleich
die Wirtschaft nicht ganz auf die billige Ar -
beitskraft der Frauen verzichten konnte, er -
hielt die „Überführung weiblicher Arbeits -
kräfte in die Hauswirtschaft“ bereits 1933
Gesetzeskraft. Mit dem Verbot des „Doppel-
verdienertums“ wurden Frauen systematisch
aus dem Arbeitsleben herausgedrängt.28

FINANZIERUNG

Infrastrukturprogramme, Autobahnbau und
Aufrüstung waren auch 1933 nicht auf so lide
Weise zu finanzieren. Die Natio nal sozialis ten
beschlagnahmten die Ver mö gen der deut-
schen Juden, arbeiteten mit ungedeckten
Wechseln oder druckten später ein fach zu -
sätzliches Geld. Das hätte bald einen Staats -
bankrott nach sich gezogen, hätten die Na -
tionalsozialisten die unsolide Fi nan zierung
nicht durch den von ihnen 1939 angefan-
genen Weltkrieg verschleiern können. Das
deutsche Währungssystem brach darum erst
nach dem Krieg zusammen. Mit der Wäh -
rungsreform von 1948 mussten dann vor
allem die Arbeitnehmerinnen und Ar beit neh-
mer die Zeche zahlen.29

17
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25 Vgl. Bracher, Karl Dietrich, Die Deutsche Diktatur, Köln/Berlin, 1969, S. 363
26 Vgl. Benz, Wolfgang (Hrsg.), Legenden, Lügen, Vorurteile, München, 1992, S. 28  
27 Benz, Wolfgang (Hrsg.), Legenden, Lügen, Vorurteile, München, 1992, S. 28  
28 Vgl. Schüddekopf, Charles (Hrsg.), Alltäglicher Faschismus, Frauen im Dritten Reich, Berlin/Bonn 1982, S. 14

und  Bergschicker, Heinz, Deutsche Chronik, Alltag im Faschismus 1933–1945, Berlin 1983, S. 168
29 Vgl. Benz, Wolfgang (Hrsg.), Legenden, Lügen Vorurteile, München, 1992, S. 28 f.
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Seit 1933 ist der 1. Mai offizieller Fei  -
ertag. Dennoch ist dieses Da tum wohl
der schwärzeste Tag in der Ge schich te
der deutschen Arbeiter be we gung.
Einen Tag spä ter wurden die Gewerk -
schaf ten zerschlagen, und die Arbeit -
neh merinnen und Arbeit neh mer ver-
loren sämtliche Rechte. 

Obwohl Arbeiterkult und Sozial -
demagogie in der Propaganda
der Nationalsozialisten eine gro-
ße Rolle spielten, hatten sie nur

unterdurchnittlich Anhänger in der Ar bei ter -
be we gung gewinnen können. Bei Betriebs -
rats wahlen erzielte die „National sozialis ti -
sche Betriebszellenorganisation“ (NSBO)
nur ma gere Ergebnisse und in die Arbeiter -
milieus hatten die Nazis vor 1933 nicht vor-
dringen können. 

ZERSCHLAGUNG DER
GEWERKSCHAFTEN

Die Erklärung des 1. Mai zum „Feiertag der
nationalen Arbeit“ war ein erneuter Versuch
Hitlers, die Arbeitnehmerinnen und Arbeit -
nehmer für sich zu gewinnen. Tatsächlich
wurde es der Tag einer der ersten großen
Massenaufmärsche der Nationalsozialisten.
Auch die freien Gewerkschaften riefen ihre
Mitglieder zur Beteiligung auf. Auf dem Tem -
pelhofer Feld in Berlin standen so am 1. Mai
die Reihen der Gewerkschaften zwischen
den Kolonnen von SA und SS. Der Versuch
der Gewerkschaftsführung, „durch ,politi-
schen Selbstmord’ den ,organisatorischen
Tod’ zu verhindern, war am Ende geschei-
tert”.30 Schon vor dem 1. Mai 1933 war
die Zerschlagung der Gewerkschaften von
den Nationalsozialisten längst beschlossen
und geplant. Bereits einen Tag später, am
Morgen des 2. Mai 1933, stürmten SA-Hor -
den die Gewerkschaftshäuser. Das Vermö gen
wurde beschlagnahmt, die Gewerk schaf ten
aufgelöst, ihre Führer verhaftet und in Kon -
zentrationslager verschleppt. Das traf auch
jene Gewerkschaftsfunktionäre, die mit dem
NS-Regime zusammengearbeitet hatten. Die
Zwangsgleichschaltung in der neugegrün de -
ten „Deutschen Arbeitsfront“ traf alle Selbst -
organisationen der Arbeiterbewegung. In
den 20er-Jahren waren zahlreiche Ge nos sen-
schaften, wie der Konsum oder eine eigene

30 Vgl. DGB Jugend (Hrsg.), 50 Jahre Machtergrei fung – Materialien und Kommentare zur Arbei ter bewegung,
Nationalsozialismus und Neofaschis mus in Deutschland, Düsseldorf 1982

31 Zit. nach Shirer, William L., Aufstieg und Fall des 3. Reiches, Frankfurt/M., 1962, S. 198 ff.
32 Vgl. u.a. Kammer, Hilde/Bartsch, Elisabeth, Ju gendlexikon Nationalsozialismus, Reinbeck, 1985, S. 16 f.
33 Zur Zulässigkeit eines NPD-Verbots, 2000
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Bank entstanden. Auf kulturellem Gebiet gab
es etwa Arbeitersport- oder Bildungs ver eine. 

Trotz des Arrangements der Gewerk schafts -
führung mit den Nationalsozialisten, An fang
1933, leisteten viele Kolleginnen und Kolle -
gen, auch Funktionäre der Gewerk schaf ten
Widerstand und mussten ihr Engagement
gegen die Nationalsozialisten oft mit dem
Leben bezahlen. 

RECHTSSTELLUNG

Die Versprechungen der Nationalsozi alis ten,
die sich als Vertreter der Arbeitnehmer prä-
sentierten, hielten kaum ein paar Tage. Ro -
bert Ley, der Führer der „Deutschen Arbeits-
front“, hatte sich in seiner Antrittsrede noch
an die Arbeiter gewandt und versprochen:
„Ich schwöre euch, ihr werdet nicht nur alles
Bestehende behalten, wir werden sogar noch
den Schutz und die Rechte des Arbeiters
weiter ausbauen“. Drei Wochen später er lie-
ßen die Nationalsozialisten ein Gesetz, mit
dem Kollektivverhandlungen zwischen Arbeit -
gebern und Arbeitnehmern und Streiks ver-
boten wurden. Ley erklärte nun, „dem na tur-
gegebenen Führer eines Betriebes, das heißt
dem Unternehmer, die absolute Führung
wiederzugeben“.31

Tarifordnungen und Arbeitsbedingungen
wurden nun von staatlich bestellten „Treu -
händern der Arbeit“ bestimmt. Zwar traf der
Staatsdirigismus auch die Unterneh men, die
vor allem in der Kriegswirtschaft über eine
ausufernde Bürokratie klagten, gegenüber
den Arbeitnehmern erhielten sie jedoch fast
unumschränkte Macht. Während die Arbeit -
geber zu „Betriebsführern“ erklärt wurden,
bildeten die Arbeitnehmer eine rechtlose
„Gefolgschaft“. „Der Führer des Betriebes
entscheidet der Gefolgschaft gegenüber in
allen betrieblichen Angelegenheiten“, hieß
es kurz und knapp in § 2 des „Gesetzes
zur Ordnung der nationalen Arbeit“. Die
Arbeitnehmer hatten so lange und so hart zu
arbeiten, wie die Betriebsführer es wünsch-
ten, durften nicht widersprechen und hatten
keinerlei Einfluss mehr auf die Löhne. Sie
lebten in völliger Abhängigkeit von den „Be -
triebsführern“. Ab 1935 war es nicht ein-

mal mehr möglich, ohne Zustimmung des
Arbeitgebers die Stelle zu wechseln. In die-
sem Jahr wurde das so genannte „Arbeits -
buch“ eingeführt, in dem die wichtigsten
Angaben über Art und Dauer der Be schäf ti -
gung niedergelegt wurden. Zu Beginn eines
Beschäftigungsverhältnisses musste dem
Arbeitgeber das Arbeitsbuch ausgehändigt
werden. Hielt der Arbeitgeber das Arbeits -
buch zurück, konnte der Arbeitnehmer nir-
gendwo anders beschäftigt werden.32 1938
wurde schließlich der Arbeitszwang einge-
führt. Jeder Deutsche musste nun die ihm
vom Staat zugewiesene Stelle annehmen,
andernfalls machte er sich strafbar. 

Diese autoritären Eingriffe in das Selbst -
bestimmungsrecht von Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern zeigen Parallelen zu den
Vorstellungen heutiger Neonazis. Auch sie
wollen die Rechte von Beschäftigten einem
abstrakten Gemeinwohl opfern – bis hin zu
der Forderung nach einer „Pflicht zur Arbeit“. 

LÖHNE

Antikapitalistische Rhetorik der National -
sozialisten und die Solidaritätserklärungen
mit der Arbeiterschaft entpuppten sich auch
hinsichtlich der Reichtumsverteilung als reine
Demagogie. Letztlich waren es die vielge-
schmähten Kapitalisten, deren Gewinne an-
stiegen, während die Löhne sanken. Obwohl
1938 fünf Millonen Menschen mehr im
Arbeitsprozess standen als während der
Weltwirtschaftskrise 1932, sank der Anteil
der deutschen Arbeiter am National ein kom-
men von 56,9 auf 53,6 Prozent. Die Ein -
künfte aus Kapital und Betriebsvermögen
hingegen stiegen von 17,4 auf 26,6 Pro -
zent. Weitere Lohnverluste mussten die Ar -
beitnehmer durch zunehmende Abzüge vom
Bruttolohn hinnehmen. Sie hatten Beiträge zu
etlichen NS-Organisationen wie der „Deut -
schen Arbeitsfront“, der „NS-Volkswohl fahrt“
oder der so genannten „Winterhilfe“ zu
zahlen.33

VOLKSWAGEN

Die schlechte Lage der Arbeitnehmer wurde
durch Angebote der „Kraft durch Freude“,

einer Unterorganisation der Arbeitsfront pro-
pagandistisch verbrämt. Die Organi sa tion bot
eine organisierte Freizeitgestaltung u.a. durch
verbilligte Urlaubsreisen oder Kon zert- und
Theaterkarten an, die jedoch letztlich durch
Mitgliedsbeiträge selbst finanziert werden
mussten. Auch Versprechungen, den Wohl -
stand der Arbeiter durch den Volkswagen
zu heben, enthüllten sich letztlich als reines
Geldbeschaffungsprogramm für die Natio -
nalsozialisten. Finanziert werden sollte der
Volkswagen durch Ratenvorauszahlungen
der Arbeitnehmer, die auch geleistet wurden.
Kein einziger Wagen wurde jedoch ausge-
liefert, und auch von den Millionen, die Lohn -
empfänger eingezahlt hatten, wurde keine
einzige Mark zurückgezahlt.

EXKURS: DIE LEGENDE VOM 
„LINKEN" FLÜGEL DER NSDAP 

DGB: Einige kleinere Gruppen der Neo na zis
beziehen sich auf den vermeintlich linken
Flügel der NSDAP um die Brüder Gregor und
Otto Strasser. Gre gor Strasser war ursprüng -
lich ein hoher Funktionär der NSDAP, der
spä ter kaltgestellt und 1934 während des
so genannten „Röhm-Put sches“ ermordet
wurde. Otto Stras ser trat bereits 1930 aus
der NSDAP aus, gründete die „Kampf ge mein -
schaft revolutionärer National sozi alis ten“
und ging 1938 ins Exil. Die Nationalsozi alis-
ten um die Brüder Strasser unterschieden
sich von der übrigen NSDAP durch antika -
pitalistische Forderungen, etwa nach der
Ver staatlichung der Schwerindustrie, der
Banken und des Großgrund be sit zes, oder
traten für ein Bündnis mit der Sowjetunion
ein. Damit versuchten sie in den 20er-Jah ren
teilweise die damals weitaus erfolgreicheren
Kommunisten zu kopieren und ein Bündnis
zu schließen. In Einzelfällen unterstützte
dieser vor allem in Nord deutschland aktive
Flügel der NSDAP auch Streiks der sozial-
demokratischen Gewerkschaften. Diese so
genannte Querfrontpolitik blieb je doch in
den Anfängen stecken und entwickelte keine
breite Wirkung. Von einem „linken“ Flügel
der NSDAP kann schon deshalb keine Rede
sein, weil auch diese nationalsozialistische
Richtung ebenso antisemitisch, rassistisch
und völkisch aus gerichtet war. 
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DIE NPD

VORBILD NATIONAL -
SOZIALISMUS – DIE NPD

Schon der Verbotsantrag der Bun des -
regierung aus dem Jahr 2000 stellte
eine „Wesensver wandt schaft“ der
NPD „mit dem Nationalsozialismus“
fest. Nach dem Scheitern des Verbots
orien  tiert sich die NPD immer offener
am historischen Natio nal sozi alis mus.

Seit 1996 ist Udo Voigt Bundes vor-
sitzender der NPD. Der Haupt -
mann der Reserve ist keine klas-
sische Führerfigur, aber er hat die

verschiedenen Parteiflügel geeint, die sich
zuvor eher gegenseitig bekämpft hatten, statt
einem gemeinsamen Ziel zuzustreben. Jetzt
versucht er die extreme Rechte, bislang in
verschiedenen Parteien und Grüppchen zer -
splittert, in der NPD zusammenzuführen. Mit
den militanten Neonazis der „Freien Ka me -
radschaften“ verbündete sich Voigt und holte

viele davon in die NPD. Mit der finanzstar-
ken DVU schloss er den „Deutschland pakt“
mit dem Ziel, bei Wahlen nicht mehr ge gen-
einander zu konkurrieren. Die „Republika ner“
verschlossen sich einem Bündnis zwar auf
Bundesebene, auf Kommunal- oder Landes-
ebene hat die NPD jedoch kaum noch Kon -
kurrenz von dieser Seite zu befürchten. In
etlichen Ländern wie Sachsen oder Sach sen-
Anhalt laufen Funktionäre und Mitglieder
mit wehenden Fahnen zur NPD über.

DAS VERBOTSVERFAHREN

Als die Bundesregierung im Jahr 2001 die
NPD verbieten lassen wollte, hatte die Partei
genug Gründe dafür geboten. Verherr lich ung
des Nationalsozialismus und Verwen dung
nationalsozialistischer Diktion, rassistische
und antisemitische Äußerungen füllten die
gut 600 Seiten des Verbotsantrages. Die NPD
bekämpfe andere politische Parteien mit dem
Ziel, sie aus dem politischen Leben auszu-
schalten und suche im Rahmen ihres strate -
gischen Konzeptes „Kampf um die Straße“
gezielt die Zusammenarbeit mit Neonazis
und Nazi-Skinheads, heißt es in der Ver bots -
begründung.34 NPD-Mitglieder und -Funk -

34 Vgl. Shirer, William L., Aufstieg und Fall des 3. Reiches, Frankfurt/M., 1962, S. 256
35 Staud, Toralf, Moderne Nazis, Köln, 2005, S. 27
36 Vgl. Hofer, Walther (Hrsg.), Der Nationalsozialis mus, Dokumente 1933–1945, Frankfurt/M., 1963, S. 28
37 „Wir werden knallharte Oppositionspolitik betreiben“, Interview mit Udo Pastörs in: „National-Zeitung“ Nr.

37/06,
38 Vgl. „Porno-Paul bringt NPD in Personalnot“, in: die tageszeitung vom 27.11.2006 
39 Vgl. Kreuze für die Volksgemeinschaft, in: Enough ist enough, Nr. 26, 2006
40 Vgl. Holz, Axel, Der Aufbau rechtsradikaler Struk turen in Mecklenburg-Vorpommern, in: Anti fa schistische

Nachrichten 23/2006
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tionäre waren auch selbst an Gewalttaten
beteiligt. Dass der Antrag schließlich vom
Bundesverfassungsgericht abgelehnt wurde,
lag nicht an der Verteidigungsstrategie der
NPD. Ihr Anwalt Horst Mahler hatte sich,
bevor das Verfahren richtig in Gang kam,
durch antisemitische Äußerungen selbst
etliche Strafverfahren eingehandelt. 

Die Richter lehnten den Antrag vielmehr we -
gen des ungeklärten Einsatzes von V-Leuten
des Verfassungsschutzes ab. Auch während
des Verfahrens waren die Undercover-Agen-
ten der Geheimdienste als Funktionäre in den
Vorständen auf Landes- und Bundes ebene
in der NPD aktiv, und das Bundes innen mi nis-
terium war nicht bereit, dem Gericht mitzu-
teilen, wer von den führenden NPDlern denn
nun als Original und wer im Dienst der Be -
hörden tätig war.

Während des Verfahrens hielt sich die NPD
nur wenig zurück. Zu den „Freien Kame rad -
schaften“ ging sie etwas auf Distanz, die
Anzahl öffentlicher Aufmärsche reduzierte sie,
und in der Parteizeitung „Deutsche Stimme“
wurde etwas vorsichtiger formuliert. Das
war nach dem Verfahren bald vorbei. Jour na-
listen diktierte Udo Voigt nun wieder offen
ins Mikrofon, dass politische Gegner der
NPD nach einer Machtübernahme zwar nicht
ins KZ kämen, aber wer sich „dem Mehr -
heitswillen“ nicht unterordne, habe „freies
Reiserecht“.35

PARLAMENTE ALS „MITTEL ZUM
ZWECK“

Die NPD ist keine Partei, die demokratisch
handelt, auch dann nicht, wenn ihre Kandi da-
ten selbst in den Genuss der vielgeschmäh-
ten Parlamentssessel und Diäten kommen.
Mit einer Politik der Skandalisierung ver-
suchte etwa die sächsische Landtagsfrak -
tion von Anfang an für klare Verhältnisse zu
sorgen. NPD-Landtagsabgeordneter Jürgen
W. Gansel nannte die Bombardierung Dres -
dens 1945 einen „Bombenholocaust“ und
propagierte den „Kampf gegen die Schuld -
knechtschaft des deutschen Volkes“. Dem
Fraktionsvorsitzenden Holger Apfel musste
in der gleichen Debatte das Mikrofon ab ge -

schaltet werden, da er anders nicht mehr zu
stoppen war. Schon zuvor hatte Apfel auf
einer Demonstration die alte Kampfparole
der SA „Nichts für uns – Alles für Deutsch -
land“ verwendet. Der NPD-Abgeordnete
Klaus-Jürgen Menzel erklärte, er stehe nach
wie vor zum „Führer“. 

Mit dem Mittel des Skandals wollen die Neo -
nazis nicht nur die Demokratie ad absurdum
führen, sondern auch ihre System-Gegner -
schaft konsequent zum Ausdruck bringen.
Schon für die Nationalsozialisten war das
Parlament „nicht ein Selbstzweck“, wie Hitler
es bereits 1930 formulierte, „sondern ein
Mittel zum Zweck“.36 Diese Sichtweise hat
sich auch die NPD zu eigen gemacht. So er-
klärte etwa Udo Pastörs, der Spitzen kan di dat
für die Wahl in Mecklenburg-Vor pom mern:
„Wir als NPD sind nicht bereit, die Bühne im
Landtag zu Schwerin um eine weitere Laien-
schauspielgruppe zu vergrößern.“37 Eine
sachliche Arbeit sei erst dann möglich, wenn
ein Systemwechsel nicht nur in Deutsch land
sondern in ganz Europa stattgefunden habe. 

Zu einem deutlichen Imageverlust bei ihrer
vermeintlichen Protestwählerschaft führten
daher in Sachsen weder skandalöse Aus sa -
gen und kriminelles Verhalten noch die per -
sonellen Verluste der Fraktion. Im No vem ber
2005 waren drei Mitglieder aus der Fraktion
ausgetreten. Zwei weitere wurden ausge-
schlossen. Klaus-Jürgen Menzel warf die
Partei nicht etwa seine Bekenntnisse zum
„Führer“, sondern finanzielle Unregelmä ßig -
keiten vor. Gegen den NPD-Abgeordneten
Matthias Paul ermittelte das Landes kri mi -
nal amt wegen der Verbreitung von Kinder -
pornografie. Die sächsische NPD-Fraktion
verfügt seither nur noch über acht statt der
ursprünglichen zwölf Sitze, doch Meinungs -
umfragen bescheinigen ihr weiterhin ein
stabiles Wählerpotenzial von sieben Pro -
zent.38

GELDER FÜR DIE AUFBAUARBEIT

Konsequent nutzt die NPD ihre Landtags -
präsenz für die weitere Aufbauarbeit der
vergleichsweise noch mitgliederschwachen
Partei. In der sächsischen Landtagsfraktion

hat sie das akademische Potenzial konzent-
riert, das als „Dresdner Schule“ die Stra -
tegiediskussion vorantreiben soll. In der Neo-
naziszene setzt sie ihren durch die Fraktion
gefestigten Parteienstatus für die Ver an stal -
tung von Rechtsrockkonzerten ein. Derar ti ge
Musikveranstaltungen wurden in Sach sen
häufig untersagt. Jetzt werden sie unter dem
Motto „Singen und Tanzen für Deutsch land“
als Parteiveranstaltungen angemeldet und
im Beisein von Landtagsabgeordneten durch-
geführt. Darüber hinaus fließen Gelder in
Millionenhöhe über Wahlkampf kosten er -
stattungen, Fraktionszuschüsse oder partei-
nahe Stiftungen an die NPD. 

GEWALT IM WAHLKAMPF

Für den Landtagswahlkampf in Mecklen burg-
Vorpommern 2006 konnte die NPD bereits
Mittel auf dem Niveau der großen Volks -
par teien investieren. Der Landesver band ist
beispielhaft für die enge Zusammenarbeit
mit den militanten neonazistischen „Freien
Kameradschaften“. Im Jahr 2004 hatte die
NPD in Mecklenburg-Vorpommern nur 110
Mitglieder. Nach dem Zusammenschluss mit
den „Freien“ konnte die Mitglieder ba sis
Ende 2005 auf 220 verdoppelt werden, und
es ist davon auszugehen, dass die Partei im
Wahljahr 2006 noch deutlich mehr Eintritte
zu verzeichnen hatte. Das „Engagement“
der Kameradschaftsszene wurde durch die
Kandidatur etlicher Kameradschaftsführer
befördert. So waren die sicheren Listen plät ze
2 und 5 durch Anführer der militanten „Frei -
en Kameradschaften“ in Ueckermünde
und Rostock belegt. Auch der Landesvorsit -
zende Stefan Köster (Listenplatz 4) wurde
bereits wegen gefährlicher Körperver let zung
verurteilt, weil er am Rande eines NPD-Lan-
des parteitages in Schleswig-Holstein eine am
Boden liegende Antifaschistin getreten und
geschlagen hatte.39 Gaben sich die Kandi da-
ten meist freundlich und bürgernah, gingen
die NPD-Wahlhelfer rabiat vor. Informa tions -
stände demokratischer Parteien wurden an-
gegriffen, belagert, Standbetreuer und inte-
ressierte Bürgerinnen und Bürger fotografiert
und Wahlkampfmitarbeiter bis zu ihren Woh-
nungen verfolgt. Allein die SPD meldete 20
solcher Vorfälle.40
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Ginge es nach der NPD, würde bald der
„Ariernachweis“ wieder einge führt.
Nicht nur in Deutsch land, denn die
Partei fordert ein „weißes Europa“.

Eine militaristische Ausdrucksweise
zieht sich quer durch alle neona -
zistischen Publika tionen. So auch
durch eine Broschüre des „Amtes

für Öffentlichkeitsarbeit“ der NPD. Für den
„,politischen Nahkampf’ mit antideutschen
Kräften“ und das „Gespräch mit dem Nor -
malbürger" veröffentlichte das „Amt“ 2006
eine von Jürgen W. Gansel erarbeitete Bro -
schüre mit Argumenten für Kandidaten und
Funktionsträger der Partei. Er habe das Heft
„unter dem lebhaften Eindruck von über 40
Schülergruppen-Gesprächen im Säch si schen
Landtag“ erstellt schreibt der NPD-Land tags -
abgeordnete. 

Vorherrschend in der Veröffentlichung ist das
„Ausländerthema“. Auch in anderen Politik -
bereichen wie in der Wirtschafts- und Sozial -
politik wird die Kernthese vertreten, die „Aus -
länder“ seien an der Arbeitslosigkeit schuld
und das „Ausland“ an der schlechten wirt-
schaftlichen Lage. Da ist der Sündenbock
schnell gefunden. Aber der NPD geht es um
mehr, sie will ein zutiefst rassistisches Welt -
bild vermitteln. 

KEIN „BLUTSRECHT“ FÜR
„MISCHLINGE“

Schon die „Gemeinschaften von Menschen”
werden im Volksbegriff der NPD nicht als
vielfältige, sich wandelnde Gesellschaften,

sondern als feststehendes biologisches Ge -
bilde gesehen. „Biologische Erbanlagen“
sei en nicht nur „für die Ausprägung körper -
licher, geistiger und seelischer Merkmale bei
Ein zel nen“ verantwortlich, heißt es in den
Ar gumenten für Kandidaten und Funk tions-
träger der Partei, sondern auch bei „Völ kern
und Rassen“. Die NPD tritt darum für ein
Staatsbürgerschaftsrecht nach dem „Bluts -
recht“ ein, bei dem die Staatsangehörigkeit
„prinzipiell an die Volkszugehörigkeit ge bun-
den sein“ muss.

Darum will die NPD nicht nur eine „Massen-
ausweisung von Ausländern“ und „Land -
besetzern aus dem islamischen Raum“, weil
„jeder ausländische Arbeitsplatzbesitzer und
Sozialschnorrer einer zu viel“ sei. Als „Fremd -
körper“ werden auch deutsche Staats bür ger
bezeichnet, wenn sie von der NPD als „An -
gehörige anderer Rassen“ angesehen wer-
den, ganz „gleich wie lange sie in Deutsch-
land leben“. Der neonazistische Sprach ge -
brauch nennt sie „fremdvölkische Pass deut-
sche“. In Deutschland bleiben darf nach
Vorstellungen der NPD also nur wer seine
arische Abstammung nachweisen kann. 

Die rassistische NS-Ideologie ist tief im neo-
nazistischen Denken der NPDler verwurzelt.
Selbst über die Zukunftsaussichten von
„Mischlingen“ hat sich die Dresdner Schule
Gedanken gemacht. „Die Mischlinge, die
deutsch-nichteuropäischen Beziehungen
entstammen, werden das sich renationali-
sierende Deutschland über kurz oder lang
freiwillig verlassen, weil ihnen der nationale
Klimawandel nicht passt“, heißt es in den

NPD-Argumenten. Als Auswanderungsland
wird ihnen die USA empfohlen: „Zielland
solcher Mischlinge werden naheliegender-
weise die USA sein, wo es nie eine Volks ge -
meinschaft und Kulturnation, sondern nur
eine durchrasste Staats- und Einzel willen -
nation von haltlosen Sozialatomen gab, wo
der ethno-kulturell kastrierte Einheits mensch
ohne Identität und Heimat wie Unkraut ge -
deiht.“

„DEUTSCHES REICH“ – „WEISSES
EUROPA“

Dass auch Menschenrechte und Grund rech te
in einem von der NPD regierten Staat nicht
gelten werden, daran lässt die Partei keinen
Zweifel. Das Grundgesetz sei „ein Diktat
der westlichen Siegermächte“, schreibt die
Dresdner Schule, „die Grund rechts be stim -
mun gen triefen von Menschenrechts tü me -
lei“. Ziel ist darum die Wiederherstellung
des „Deutschen Reiches". 

Zwar wird den Kandidaten und Funktions -
trägern der Partei geraten, sich in Diskus -
sionen nicht auf Fragen des historischen
Nationalsozialismus einzulassen. „Auf den
Themenkomplex Holocaust, Kriegsschuld -
frage 1939 und Nationalsozialismus sollte
sich mit Hinweis auf die Gegenwarts auf ga -
ben der NPD niemand festnageln lassen“,
schreibt die Dresdner Schule. „Auf dieses
rückwärtsgewandte Themenfeld will uns der
Gegner locken, weil er (...) mit der histori-
schen Ahnungslosigkeit und damit der anti-
faschistischen Verblendung der Zeit genos -
sen rechnen kann.“ Auf der anderen Seite
will die Partei aber nahtlos an das „Dritte
Reich“ anknüpfen. „Das Deutsche Reich be -
steht nämlich völkerrechtlich fort ...“, heißt
es in den NPD-Argumenten. „Unser Ziel ist
deshalb die Wiederherstellung der vollen
Handlungsfähigkeit des Deutschen Reiches.“
Ihre Vorstellungen beschränken die Neo na zis
ebenso wie die Nationalsozialisten zu dem
nicht auf die Bundesrepublik. Mit der Parole
„Wir sind für ein freies, gerechtes und wei-
ßes Europa“ soll die rassistische Ideologie
wie schon in den 40er-Jahren auf ganz Eu -
ropa ausgedehnt werden.
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„POLITISCHER NAHKAMPF
MIT ANTIDEUTSCHEN
KRÄFTEN“ – 
DER RASSISMUS DER
„DRESDNER SCHULE“
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Anhänger und Funktionäre der NPD
entsprechen nicht immer dem Bild
vom klassischen Neo nazi. Oft treten
NPDler als nette Nach barn von ne ben-
an auf. Gewalt gegen Minderheiten
und re gionale Ver ankerung sind zwei
Seiten ein und derselben Medaille.

Der „Heimatbund Pommern“ wid-
met sich der Jugendarbeit. Er ist
ein eingetragener Verein und ver-
anstaltet Fußballturniere, Wan de -

run gen oder Geländespiele. Die Jugend li chen
treten in alte Trachten gekleidet bei Dorf -
fes ten auf und treffen sich, um die Natur
von Müll zu befreien. Auf Marktplätzen tan -
zen und trommeln die Mitglieder und stellen
an Infotischen ihr Angebot vor. Der erste
Blick vermittelt den Eindruck einer sinnvollen
ehrenamtlichen Arbeit, doch anhand ihrer
Publikationen lässt sich schnell feststellen,

DIE NPD

KAMPF UM DIE STRASSE
UND DIE KÖPFE –
STRATEGIE IN STRUKTUR-
SCHWACHEN REGIONEN

41 Vgl. Dirty Dancing, Der Heimatbund Pommern, in: Antifaschistisches Info Blatt, Nr. 69, Herbst 2005
42 Vorderste Front (Zeitschrift des National demo kra tischen Hochschulbundes), Nr. 2, 1991
43 Voigt, Udo, Rede am 27.5.2000 in Passau auf der Internetseite der NPD
44 Schröder, Burkhard, Im Griff der rechten Szene, Reinbeck, 1997 
45 Vorderste Front (Zeitschrift des Nationaldemo kra tischen Hochschulbundes), Nr. 2, 1991
46 Geisler, Astrid, Das vergessene Land, in: die tageszeitung vom 08.04.2006
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dass es sich um eine neonazistische Orga ni -
sation aus dem Umfeld von NPD und Ka me-
radschaften handelt.41 Der „Heimatbund
Pommern“ ist nur ein Beispiel für die zuneh-
mende regionale Verankerung der Neo na zis.
In vielen strukturschwachen Regionen sind
NPD und Kameradschaften oft die Einzigen
vor Ort, die mit Aktivitäten aufwarten. Ob
es nun um die Einrichtung eines Jugend rau-
mes geht, um die Veranstaltung von Volks-
und Kinderfesten oder die Gründung von
Initiativen.  

Die Aktivitäten sind Ergebnis einer Doppel -
strategie der regionalen Verankerung in das
Gemeinwesen bei gleichzeitiger System oppo -
sition. Die zwei Seiten dieser Medaille haben
ihren strategischen Ursprung in einem Auf -
satz, der 1990 in einer Zeitschrift der NPD-
Studentenorganisation „Nationaldemo kra ti -
scher Hochschulbund“ erschien und in dem
die Erkämpfung „National befreiter Zonen“
propagiert wurde. „Wir müssen Freiräume
schaffen“, hieß es dort, „in denen WIR fak-
tisch die Macht ausüben, in denen WIR sank -
tionsfähig sind, d.h. WIR bestrafen Ab weich-
ler und Feinde ...“ Es handele sich dann um
eine „befreite Zone” schrieb der akademi-
sche NPD-Nachwuchs, „wenn wir nicht nur
ungestört demonstrieren und Info-Stände
abhalten können, sondern die Konter revo -
lu tionäre dies genau NICHT tun können.“42

Das ist keine Einzelmeinung einer vielleicht
etwas ungestümen Nachwuchsorganisa tion.
In der Parteizeitung „Deutsche Stimme“ be -
gann eine rege Strategiediskussion, und mehr -
fach erschienen dort Aufrufe zur Bil dung
„Befreiter Zonen.“ Der Kampf um die Straße
wird auch vom Bundesvorsitzenden Udo
Voigt propagiert. In einer Rede in Passau
erklärte er: „Erst wenn wir den ,Kampf um
die Straße’ endgültig für uns entschieden
haben, ist der ,Kampf um die Parlamente’
mit der Aussicht zu führen, keine schnell
verschwindenden Proteststimmen zu kana-
lisieren.“43

Wie der Kampf um die Straße geführt wird,
ist an vielen Beispielen zu sehen. Der Autor
Burkhard Schröder stellte nach Recherchen
in Ostdeutschland für einen Reportagen -
band schon 1997 fest, dass es in einigen

Städten deshalb nicht mehr zu öffentlich
sichtbaren Gewalttaten käme, „weil den
Neonazis die Gegner ausgegangen sind“.44

So gewalttätig Neonazis einerseits agieren,
versuchen sie zugleich in der Bevölkerung
Sympathien zu wecken. Schon in dem Auf -
ruf des Nationaldemokratischen Hochschul -
bundes für die „befreiten Zonen” werden
die „Nationalisten“ aufgerufen, sich nicht
nur dem „Kampf um die Straße“, sondern
auch dem Gemeinwesen zu widmen. Die
Vorschläge dazu klangen 1990 noch etwas
unbeholfen: „Alten Leuten kann man beim
Ausfüllen von Formularen helfen, sie beim
Einkauf unterstützen (...), man kann den Gar -
ten in Ordnung bringen, die Straßen sauber
und durch regelmäßige Nachtpatrouillen si -
cherhalten. (...) Man muss so handeln, dass
man in einem Meer an Sympathie schwimmt,
dass die ,normalen’ Bewohner für uns ,die
Hand ins Feuer legen’.“45

Derzeit versuchen sich NPD und Kamerad -
schaften vor allem in strukturschwachen
Gebieten regional zu verankern. Andere Par -
teien oder gesellschaftliche Akteure sind in
diesen meist ländlichen Kreisen nur schwach
vertreten. Das erleichtert ihr Bestreben, kul-
turelle und soziale Funktionen in der Ge sell -
schaft zu übernehmen. 

In Anklam arbeitet etwa Michael Andrejewski
für die NPD. Der Jurist, der vor seinem Ein zug
in den Landtag von Mecklenburg-Vor pom -
mern von Hartz IV lebte, kommt eigent lich
aus dem Westen. Den Kreis Ostvorpom mern
hat er sich vor drei Jahren gezielt als politi-
sches Arbeitsfeld ausgesucht. „Wenige Re gio-
nen sind so heruntergewirtschaftet. In kaum
einer gibt es eine geringere System bindung
als hier“, erklärte er gegenüber Journa lis ten.
Die Gegend sei für die NPD-Aufbauarbeit bes-
tens geeignet, „freies Pionierland“.46 2004
wurde Andrejewski mit gleich acht Prozent
in den Stadtrat gewählt. Dort setzt er sich
für den Erhalt von Krankenhäusern, Schul -
bussen oder der Stadtteilbibliothek ein. Seit
2006 sitzt der NPDler im Landtag. In seinem
Wahlkreis richtet er nun ein Bürgerbüro ein,
in dem er sich vor allem den Bedürfnissen
von Hartz-IV-Empfängern widmen will.
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Der DGB und seine Gewerk schaf ten
setzen sich auf allen Ebenen mit der
extremen Rechten auseinander: In
Be trieb und Gesell schaft, bei der Bil -
dungsarbeit und wenn es darum geht,
sich Neonazis in den Weg zu stellen. 

MACH MEINEN KUMPEL NICHT AN –
GEGEN RASSISMUS IN DER ARBEITS -
WELT

Die gelbe Hand ist zu einem euro -
päischen Symbol gegen Rassis -
mus geworden. In der Bundes -
republik war es der Verein „Mach

meinen Kumpel nicht an“, der Motto und
Symbol bekannt machte. 1986 von der DGB
Jugend und der Redaktion des Magazins
„ran“ gegründet, ist der „Kumpelverein“ bis
heute aktiv. Noch immer bietet er Sticker,
Aufkleber und Postkarten mit der gelben
Hand an. Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter können damit nach außen deutlich
machen: Wir sind gegen Rassismus und Frem -
denfeindlichkeit.

Aber natürlich hat der Verein seine Aktivi tä ten
auch erweitert. Im Angebot sind zum Beispiel
Fortbildungsmaßnahmen zu The men wie

„Rechte Jugendkultur“ oder „Zeichen und
Symbole der extremen Rechten“. Der Kum pel -
verein unterstützt und berät bei der Kon zep -
tion von Veranstaltungen oder Publi ka tio nen,
vermittelt Referenten und bringt den News-
letter „AKTIV+GLEICHBERECH TIGT“ heraus.
Damit will der Verein Anregungen für eige-
ne Projekte geben und zur Vernet zung von
betrieblichen Akteuren, Initiati ven, Gewerk -
schaften, Wissenschaft und Politik beitragen. 

Mit dem Wettbewerb „Im Netz gegen Rechts“
wendet sich der Verein an Berufsschüler und
Auszubildende. Die vielen Einsendungen
dokumentieren die intensive und kreative
Auseinandersetzung mit dem Thema und
sind Beispiele für aktives Handeln und Zivil -
courage am Arbeitsplatz. Unter der Inter net -
adresse www.gelbehand.de wurden die aus -
gezeichneten Beiträge ins Internet ge stellt
und bieten Anregungen für eigene Pro jekte.
Dort gibt es auch eine Good-Prac tice-Da ten -
bank in der regelmäßig weitere Akti vi tä ten
gegen die extreme Rechte, Rassis mus und
für Gleichberechtigung in der Arbeitswelt
vorgestellt werden.  

WWW.GELBEHAND.DE  
(Adresse siehe Seite 41)

DGB GEWERKSCHAFTEN
GEGEN RECHTS

CHANCENGLEICHHEIT UND
RESPEKT –
GEWERKSCHAFTEN GEGEN
RECHTS AUSSEN

5.1
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KEINE CHANCE FÜR MOBBING UND
DISKRIMINIERUNG – BETRIEBS VER -
EIN BARUNGEN FÜR RESPEKT UND
CHANCENGLEICHHEIT

Mobbing, sexuelle Belästigung und Rassis -
mus vergiften das Betriebsklima. Darum ha -
ben Betriebsräte und Unter nehmens lei tun -
gen in vielen Betrieben Vereinbarungen zur
Gleichbehandlung und respektvollen Zu sam-
menarbeit abgeschlossen. Zum Beispiel in
der Adam Opel AG: „Chancengleichheit,
Toleranz und der faire Umgang miteinander
gehören zu unseren Grundüberzeugun gen“,
heißt es in der 2001 geschlossenen Betriebs -
vereinbarung. Damit wurde die Gleich be -
handlung der Beschäftigten bei der Vergabe
der Ausbildungsplätze, Entlohnung oder Kar-
riere festgelegt. Themen um Diskriminierung,
Toleranz und Respekt sollen in Fortbildung
und Berufsausbildung Berücksichtigung fin-
den. „Anderssein ist nichts Negatives, sondern
hat viele Vorteile, die wir für uns selbst, aber
auch den Unternehmenserfolg nutzen kön-
nen“, schreiben die Initiatoren. Mit der Ver -
einbarung werden Diskriminierung, Ras sis mus
oder Extremismus aber auch konsequent
ge ahndet. Um respektvolle Zusam men ar beit
zu gewährleisten, wurden Konsequenzen bis
hin zu arbeitsrechtlichen Maßnahmen ver-
einbart. Für die Betroffenen von Mobbing,
Diskriminierung oder sexueller Belästigung
steht nun ein Beschwerdeverfahren offen,
das für die Täter im schlimmsten Fall mit
einer Abmahnung, Versetzung oder auch
Kündigung enden kann. 

WWW.MIGRATION-ONLINE.DE
(Adresse siehe Seite 41)

„AM ANFANG WAR DAS VORURTEIL“ –
SCHULPROJEKTTAGE FÜR 
DEMO KRA TIE UND COURAGE 

Schulen und vor allem Berufsschulen sind ein
wichtiges Rekrutierungsfeld der extremen
Rechten. Sie setzen auf die Attraktivi tät von
Musik als „Einstiegsdroge“ und andere An -
gebote ihrer braunen Erlebniswelt. Das „Netz -
werk für Demokratie und Courage“ will vor
allem denen den Rücken stärken, die in Schu -
len und Klassen versuchen, den extrem rech-

ten Orientierungen entgegenzutreten. Der
DGB war 1999 einer der Initiatoren des Pro-
jektes und ist heute Hauptkooperations part -
ner des Netzwerkes, das in den fünf neuen
Bundesländern, in Berlin, Rheinland-Pfalz,
Baden-Württemberg und im Saarland ver an-
kert ist. Die Schulprojekttage, die das Netz -
werk anbietet, sind kein Unterricht im her-
kömmlichen Sinne, und sie werden auch nicht
von Lehrern, sondern von ehrenamtlichen
Teamerinnen und Teamern durchgeführt. Es
sind meist selbst Jugendliche, die sich in Ge -
werkschaften oder Jugendverbänden enga-
gieren. Der Projekttag, „Schublade offen,
am Anfang war das Vorurteil“, setzt sich zum
Beispiel ausgehend von der Frage „Was ver -
bindet ihr mit dem Begriff ,schwarzes Schaf’?“
über Vorurteile und Rassismus gegenüber
Menschen anderer Herkunft und Kultur aus -
einander. Der Projektag C: „We are different“
thematisiert verschiedene Formen der Ge -
walt. In gestellten Situationen wird erprobt,
wie die Teilnehmer Courage im Alltag zeigen
können. Andere Angebote behandeln Rechts -
extremismus, Jugendkulturen oder Gegen -
strategien. Mit den 130 Teamerinnen und
Teamern haben die Netzwerke in den ver-
gangenen drei Jahren mehr als 400 Projekt-
tage durchgeführt und damit rund 10.000
Jugendliche erreicht.     

WWW.NETZWERK-COURAGE.DE
(Adresse siehe Seite 41)

DEMOKRATISCHE GEGENWEHR – 
IM BÜNDNIS GEGEN NEONAZIS

Wenn Neonazis mit Aufmärschen versuchen,
öffentliche Räume zu besetzen, ist demo kra-
tische Gegenwehr notwendig. Nur in weni-
gen Fällen sind die rechtlichen Möglich kei ten
für ein Verbot derartiger Veranstaltun gen
gegeben. Der DGB und seine Gewerkschaf -
ten engagieren sich zusammen mit anderen
demokratischen Organisationen in Bünd nis-
sen und gehören oft zu den Initiatoren, wenn
es darum geht, Neonazis kreative und viel-
fältige Gegenveranstaltungen entgegenzu-
setzen. 

Oft sind diese Bündnisse kurzfristig und an-
lassgebunden. In vielen Orten konstituieren

sich jedoch auch feste Arbeitsstrukturen,
um längerfristig gegen die extreme Rechte
zu arbeiten und Ursachen zu bekämpfen.
Dann sind auch Gewerkschafterinnen und
Gewerkschafter meist mit im Boot.

Diese langfristige Arbeit der Zivilgesell schaft
gegen die extreme Rechte ist wichtig, um
der extremen Rechten den Boden zu ent-
ziehen. Nicht immer kann sie kurzfristige
Erfolge aufweisen wie zum Beispiel in Del -
menhorst, wo unter dem Dach des DGB das
Bündnis „Delmenhorst sagt Nein“ arbeitet.
In der niedersächsischen Stadt wollte der
Neonazi Jürgen Rieger ein Hotel kaufen, um
dort ein extrem rechtes Schulungszentrum zu
errichten. Dagegen formierte sich massiver
Widerstand. Mit einer Vielzahl von Aktio nen,
Demonstrationen oder Konzerten konnte
das Bündnis die Stadt schließlich bewegen,
die Immobilien selbst zu erwerben. Allein
937.000 Euro wurden dabei durch Spen den-
gelder aufgebracht.  

Die Gewerkschaften schließen nicht nur aus
Anlass von Nazidemonstrationen Bünd nis se
mit demokratischen Organisationen. Län ger-
fristige, auf die nachhaltige Förderung von
Toleranz und Demokratie ausgerichtete Zu -
sammenschlüsse bestehen in vielen Regio -
nen der Bundesrepublik. Beispiele sind das
„Bündnis gegen Fremdenfeindlichkeit, Ge -
walt und Rassismus” in Brandenburg, das
Dessauer Aktionsbündnis gegen Rechts extre -
mismus oder auch der Dortmunder Arbeits -
kreis gegen Rechtsextremismus. Eine Zu sam-
menstellung der regionalen und überregio-
nalen Aktivitäten der DGB Gliederungen
findet sich auf der Internetseite des Vereins
„Mach meinen Kumpel nicht an”: 

WWW.GELBEHAND.DE
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Neonazis sind nicht nur ein Prob lem am
äussersten rechten Rand der Ge sell -
schaft. Auch jenseits extrem rech ter
Parteien und Sze nen sind fremden -
feindliche und extrem rechte Ein  stel -
lungen ver breitet. 

Eine Langzeitstudie des Bielefelder
Sozialwissenschaftlers Wilhelm Heit -
meyer besagt, dass 48,5 Pro zent der
Bundesbürger fremdenfeindli chen

Thesen zustimmen. Bei etwa 20 Pro zent stell-
ten andere Forscher ein extrem rechtes Welt -
bild fest. Die alarmierenden Zahlen zeigen,
dass bei der Bekämpfung der extremen
Rech ten der Blick auch auf die „Mitte der
Gesellschaft“ gerichtet werden muss. 

GEWERKSCHAFTEN UND EXTREME
RECHTE

Auch die Mitgliedschaft in einer Gewerk schaft
immunisiert nicht gegen extrem rech te Ein -
stellungen. Das ist das Ergebnis einer Studie,
die von der Hans-Böckler- und Otto-Brenner-
Stiftung gefördert wurde. Durch schnittlich
19 Prozent der Mitglieder und 20 Prozent
der Nichtmitglieder verfügen demnach über
extrem rechte Einstellungen. Die Aus ein an der -
setzung darüber ist daher nicht nur ein ex -
ternes Problem, sondern auch ein wichtiges
Feld innergewerkschaftlicher Dis kussion.

Dass die Anfälligkeit für extrem rechte Ein stel-
lungen vor allem etwas mit dem Bil dungs -
grad zu tun hat, verdeutlichen die folgenden
Werte: Bei einfachen Arbeitern zeigen bis
zu 34 Prozent extrem rechte Einstellungen,
während es bei verantwortlichen An ge stell -
ten 14 Prozent und bei einfachen Angestell-
ten 10 Prozent sind. Aber auch die von den
For schern definierte „Mittelschicht“, gemeint
sind damit vor allem die gewerkschaftlich
stark organisierten Facharbeiter, weisen Wer te
von 19 Prozent auf. Ein zwar durch schnitt -
licher Prozentsatz. In einer nicht ge werk -
schaftlich organisierten Vergleichs grup pe der
„Mittelschicht“ waren allerdings nur 13 Pro-
zent der Befragten extrem rechts eingestellt.

Als Ursache sahen die Forscher jedoch im
sozialen Status nur eine von mehreren Kom-
ponenten. Zwar lässt sich generell sa gen:
Je geringer die soziale Sicherheit von Men -
schen ist, desto eher neigen sie zu extrem
rechten Einstellungen. Wichtiger ist aber,
„wie die Betroffenen die aus ihrem sozialen
Status resultierenden Probleme subjektiv ver -
arbeiten.“47 Wer über starke demokratische
Überzeugungen verfügt, einer Kombination
von politischem Selbst bewusstsein, freiheit-
lichen Werten, demokratischen Einstellun gen
und politischem Engagement in den Ge werk-
schaften, neigt deutlich weniger zu extrem
rechten Einstel lungen. Im Gegensatz dazu

steht eine auto ritäre Überzeugung, autoritäre
Persön lichkeitsmerkmale und eingeschränkte
Demokratievorstellungen. Men schen mit
autoritären Ansichten reagieren auf die Ge -
fährdung ihres sozialen Status eher mit der
„Überantwortung des eigenen Schick sals
an autoritäre Instanzen, die Macht, Stärke,
Sicherheit und Ordnung verheißen“, so die
Wissenschaftler.48

DEMOKRATISCHE EINMISCHUNG  

Kurzum: Wer sich zusammen mit Kollegin nen
und Kollegen für seine Interessen en ga giert,
statt darauf zu hoffen, dass „die da oben“
es schon regeln werden, ist weniger anfällig
für extrem rechte Einstel lun gen. Nicht der
reinen Vermittlung demo kratischer Werte,
sondern der tatsächlichen Möglichkeiten
demokratischer Mit bestimmung und Ein mi -
schung in Schule, Betrieb oder Gesellschaft
kommt daher eine wichtige Funktion bei der
Stärkung der Zivilgesellschaft und somit auch
bei der Bekämpfung der extremen Rechten
zu.

Extrem rechte Einstellungen resultieren nicht
nur aus der Anfälligkeit für neonazistische
Progaganda. Wenn etwa Wahl kämpfe auf
dem Rücken von Minderheiten geführt wer -
den und etablierte Politiker mit fremden -
feindlichen Aussagen auf Stimmen fang ge -
hen, schaffen sie Anschlussstellen für extrem
rechte Propagandisten. Im The menfeld So zi -
ales bietet Politik den Anti demokraten durch
eine Schwächung der Demokratie eher eine
offene Flanke, wenn sie sich wie in den letz-
ten Jahren über die Lebenswirklichkeit der
Menschen hinwegsetzt. 

Hartz IV und Sozialkürzungen treffen Men -
schen, die ge rade auf die Solidarität der
Ge sellschaft an gewiesen sind. Der För de -
rung des Marktes wird aber oft ein höherer
Stellen wert zugemessen als dem Prinzip des
sozialen Aus gleichs. Wenn grundlegende
Werte der Ge sellschaft wie Solidarität und
Gerechtigkeit entwertet werden und die Men-
schen immer mehr Vertrauen in die Politik
verlieren, drohen viele zu leichten Opfern
für extrem rechte Sozialdemagogie zu wer-
den.

29

47 Fichter, Michael, Stöss, Richard, Zeuner, Bruno, Das Forschungsprojekt „Gewerkschaften und
Rechtsextremismus“ – ausgewählte Ergebnisse, in: Bathke, Peter, Spindler, Susanne, Neolibera lis mus und
Rechtsextremismus in Europa, Berlin, 2006, S. 172  

48 Ebd. Fichter, Stöss, Zeuner, S. 172 ff.

DGB GEWERKSCHAFTEN
GEGEN RECHTS

BIS IN DIE „MITTE DER
GESELLSCHAFT“ – EXTREM
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Je mehr Menschen rassistischen Äu -
ße rungen Paroli bieten und sich neo -
nazistischen Aufmär schen in den Weg
stellen, umso weniger Platz bleibt für
extrem rechte Tendenzen in der Ge -
sell schaft.

Extrem rechte Einstellungen und
Rassismus sind irrational, ihre Ur -
sachen vielfältig. Daher reicht es
nicht immer aus, die besseren Ar gu-

mente zu haben. Einfache Lösungen oder
Patentrezepte gibt es nicht. Es wäre ein Trug-
schluss zu glauben, mit Parteiverboten oder
durch die Bekämpfung sozialer Probleme
allein sei die extreme Rechte einfach aus der
Welt zu schaffen. Notwendig ist vielmehr
ein kontinuierliches Engagement der ganzen
Gesellschaft.

DGB GEWERKSCHAFTEN
GEGEN RECHTS

AUF GLEICHER AUGENHÖHE –
GEMEINSAM GEGEN RECHTS
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GEGENWIND FÜR NEONAZIS

Neonazis beziehen ihre Legitimation nicht
nur aus ihrer Weltanschauung, sondern auch
aus der Gleichgültigkeit oder stillen Zustim -
mung in der „Mitte der Gesellschaft“. Ras -
sistische Äußerungen am Stammtisch ge -
hören ebenso dazu wie populistische und
fremdenfeindliche Parolen, mit denen manche
Politiker Wahlkämpfe bestreiten.

Darum ist die Auseinandersetzung überall
erforderlich, wo rassistische Parolen sich breit -
machen. Dazu gehört etwa, alltägliche dis-
kriminierende oder rassistische Äußerungen
nicht stehen zu lassen, sondern seine Mei -
nung dazu zu sagen. Antirassistisches En ga -
gement kann im Alltag, im Betrieb, in der
Schule oder im Verein beginnen. Da wo viele
Menschen für Respekt und Solidarität ein-
stehen, niemanden außen vor lassen und der
extremen Rechten eine vielfältige Kultur ent-
gegensetzen, haben extreme Rechte we nig
Chancen. 

MEHR DEMOKRATIE WAGEN

Nur eine starke, gelebte Demokratie kann
der extrem rechten Herausforderung wider-
stehen. Neonazis haben ihre Hochburgen in
strukturschwachen Gebieten. Dort wo Men -
schen sich für eine demokratische und to le-
rante Gesellschaft engagieren und sich eine
vielfältige Kultur etabliert hat, sind sie
schwach. 

Demokratische Bildung heißt nicht Ver mitt -
lung von abstrakten Werten, sie muss durch
eine weit gehende Beteiligung der Menschen
erfahrbar sein. Das gilt zum Beispiel für die
Mitbestimmung in den Betrieben ebenso wie
in den Schulen oder in der Politik. Autori -
täres Durchregieren an den Interessen und
Bedürfnissen der Bevölkerung vorbei oder
die Reduktion auf ökonomisches Standort-
und Sachzwangdenken sind kontraproduk-
tiv und führen zu Politikverdrossenheit oder
dem Ruf nach dem „starken Mann“. De mo -
kratische Beteiligung ist nicht selbst ver ständ-
lich und muss von unten immer wieder neu
erstritten werden. Wo Menschen gemein-
sam für ihre sozialen Interessen kämpfen

und ihr Zusammenleben selbstbewusst ge -
stalten, bleibt kein Platz für nationalistische
und autoritär gestrickte Ideologie.

Neonazistische Weltanschauung ist gegen-
über guten Argumenten resistent. Darum
kommt es vor allem auf die Prävention an.
Zwar gibt es auch extreme Rechte unter aka -
demisch gebildeten Menschen, aber viele
Studien zeigen, dass die Anfälligkeit für ras -
sistische Vorurteile mit zunehmendem Bil -
dungsgrad sinkt. Nicht Eliteschulen, sondern
eine gute Bildung und Ausbildung für alle
beugt darum extrem rechten Tendenzen am
besten vor.

AUF GLEICHER AUGENHÖHE GEGEN
RASSISMUS UND AUSGRENZUNG

Opfer neonazistischer Gewalt sind zumeist
Menschen, die auch von der Gesellschaft
ausgegrenzt oder diskriminiert werden. An -
ge hörige der jüdischen Kultur, Flüchtlinge,
Migranten, Punkrocker, Obdachlose, Homo -
sexuelle oder Behinderte sind neben politi-
schen Gegnern am häufigsten von neona-
zistischer Gewalt betroffen. Neonazis schla gen
in der Regel auf diejenigen ein, die sie für die
Schwächeren halten. Daher ist es not wen dig,
den Minderheiten den Rücken zu stärken
und sich für die Durchsetzung gleicher Rechte
einzusetzen. Sie müssen ak tiv ins ge sell -
schaftliche Leben einbezogen werden. Sie
brauchen mehr soziale und politische Rechte
statt immer weniger. Und sie brauchen mehr
Unterstützung beim Kampf gegen Dis kri mi -
nierung. Ziel muss Integration statt Aus -
grenzung und ein Miteinander auf gleicher
Augenhöhe sein. Mit extrem rechter Ideo -
logie oder fremdenfeindlichen Vorurteilen
werden die Gesellschaft gespalten und das
soziale Klima vergiftet. Gewerkschafterin nen
und Gewerkschafter sind überzeugt, dass
alle abhängig Beschäftigten solidarisch ihre
Interessen vertreten müssen, um eine Ver -
besserung ihrer Arbeits- und Lebens be din -
gungen zu erreichen.

GRENZEN SETZEN

Neonazistische Gewalt ist nicht hinnehmbar,
und eine Ideologie, die diese Gewalt legiti-

miert und dazu aufreizt, gehört nicht zum
demokratischen Meinungsspektrum. Spiel -
räume von Neonazis müssen darum be grenzt
werden. Dazu gehört, dass die Gesell schaft
nicht wegsieht, wenn die extreme Rechte
versucht, mit martialischen Aufmärschen die
Straße zurückzuerobern. Hier sind alle de mo -
kratischen Bürgerinnen und Bürger gefragt,
sich den Neonazis entgegenzustellen. Die
Bekämpfung von Rassismus, Antisemitis mus
und neonazistischer Gewalt erfordert ein
breites Bündnis und das Zusammenwirken
aller Akteure in Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft.

Zwar kann das Problem der extremen Rech -
ten nicht mit Verboten gelöst werden, es ist
aber auch nicht zu akzeptieren, dass sich
neo nationalsozialistische Parteien und Or -
ganisationen in der Gesellschaft etablieren.
Ein Verbot der NPD ist darum ein wichtiges
Mittel, den neonazistischen Einfluss zurück -
zudrängen. Solange die Partei legal ist, wer -
den aus Steuermitteln jährlich Millionen an
Wahlkampfkostenerstattungen, Diäten und
Fraktionszuschüssen für rassistische und
nationalistische Propaganda gezahlt.
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Neonazis führen nicht nur eigene Auf-
märsche durch, sondern versuchen
auch massiv, sich in Sozialproteste von
Gewerk schaf ten oder sozialen Bewe -
gungen zu drängen. 

Als Jugendliche in Halberstadt
unter dem Motto „Rock gegen
Rechts“ ein Zeichen gegen die
extreme Rechte setzen wollten,

wurden ihnen von der Stadt die bereits zu -
gesagten Räumlichkeiten entzogen. Zuvor
hatte der NPD-Kreisverband gegen das Kon-
zert mit dem Liedermacher Konstantin Wecker
polemisiert und schließlich das massive Er -
scheinen von Neonazis angekündigt. Die

DGB GEWERKSCHAFTEN
GEGEN RECHTS

VON DER 
„WORTER GREI FUNG“ ZUR
„MACHT ER GREI FUNG“ –
NEO NAZIS AUF DEMOKRATI -
SCHEN VERAN STALTUNGEN

49 Vorwort, in: Amt für Öffentlichkeitsarbeit der NPD (Hrsg.), Argumente für Kandidaten und Funktions träger,
Berlin 2006

50 Sonderrundschreiben des Parteivorsitzenden (ca. 2000), Internetseite der NPD, zit. nach: Zur Zu lässigkeit
eines NPD-Verbots, 2000

51 Vgl. Die extreme Rechte drängt sich in die Anti-Hartz-Proteste, in: Arbeitsgruppe „Rechtsextremis mus“ in
ver.di Berlin-Brandenburg, Rechte Ge spens ter, Berlin, 2005, S. 8 f.
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Stadt fürchtete Auseinandersetzungen und
zog die Genehmigung für die Räume zurück.
Die öffentliche Empörung über diesen Vor -
gang führte später dazu, dass das Konzert
nachgeholt wurde. Dennoch zeigt das Bei -
spiel, wie Neonazis mit dem Mittel der Skan -
dalisierung versuchen, demokratische Ver -
anstaltungen zu verhindern. 

Die Strategie stammt aus dem Arsenal der
Nationalsozialisten. In den Jahren vor 1933
versuchte die SA durch die Inszenierung von
Saalschlachten Kundgebungen der politischen
Gegner zu skandalisieren und deren An hän-
ger zu verunsichern. Bekanntes Beispiel für
diese Strategie sind die Auseinander set zun -
gen um die Aufführung des Antikriegsfil mes
„Im Westen nichts Neues“ nach dem gleich-
namigen Buch von Erich Maria Remarque.
Als der in der Weimarer Republik umstrittene
Film am 5. Dezember 1930 in Berlin erstmals
aufgeführt wurde, inszenierten die Natio nal -
sozialisten Schlägereien, zündeten Stink bom-
ben und ließen in den Kinos weiße Mäuse
los. Nur sechs Tage nach der Erstauffüh rung
wurde der Film in Deutschland verboten. Das
Verbot wurde gerade mit diesen An grif fen
begründet. Der Film gefährde die öffentliche
Ordnung, hieß es, und habe eine entsittli-
chende und verrohende Wirkung. 

DIE STRATEGIE DER 
„WORTER GREI FUNG“

Die Verhältnisse der Weimarer Republik sind
mit denen in der Bundesrepublik nicht zu
vergleichen, aber auch heute versuchen Neo -
nazis durch Gewalt und Bedrohungen ihre
politischen Gegner einzuschüchtern. Orga -
ni satoren von politischen Veranstaltungen
aller Art sind nicht selten mit einem massi-
ven Andrang von Neonazis konfrontiert, und
zumindest ihr Ziel ist es, auf die eine oder
andere Weise die Diskussion zu sprengen.
Wenn sie dazu nicht Gewalt einsetzen, ver-
suchen sie die Veranstaltungen für ihre Ziele
zu funktionalisieren.

Dem liegt die so genannte Strategie der
„Wortergreifung“ zu Grunde, mit der auf den
Begriff der „Machtergreifung“ angespielt
wird. „Besuchen wir daher im Sinne der Wort -

ergreifungsstrategie die Veranstaltun gen des
politischen Gegners. Dieser hat hier die Ar beit
der Vorbereitung, Planung und Durch füh -
rung“, schreibt etwa der NPD-Vorsit zen de
Udo Voigt49. Dahinter steht die Idee, den po li-
tischen Gegner für sich arbeiten zu lassen
und sein demokratisches Engagement für die
Neonazis zu funktionalisieren. Die Präsenz
von Neonazis soll zumindest zu einer Domi -
nanz der Veranstaltung führen und ihre Aus-
richtung und Resonanz in der Öffentlichkeit
bestimmen. Schon im Jahr 2000 beschrieb
Voigt dieses Vorgehen in einem Sonder rund -
schreiben an die Partei: „Wir kennen doch
alle die Erfahrung, dass unsere Veranstal tun-
gen kaum oder gar nicht Beachtung finden,
(...) Gehen wir ab sofort vermehrt in die Ver -
anstaltungen der Etablierten, ergreifen wir
dort das Wort (...) Wie wir es hier in unserer
neuen Heimat in Berlin-Köpenick zusammen
mit Horst Mahler bereits mehrfach vorexer-
zierten, müssen wir auf politischen Ver an -
stal tungen des Gegners das Ge setz des Han -
delns an uns reißen, die Wort- und Diskus -
sionsführung so bestimmen, dass selbst die
Presse nicht umhin kann, darüber zu be rich-
ten (...) Wenn dann am Ausgang des Saa les
noch Kameraden unsere Flugblätter vertei-
len ...“50

In der Praxis sieht es dann so aus, dass in
der Öffentlichkeit nur noch über die Störung
der Veranstaltung von Neonazis berichtet
wird, anstatt über deren eigentliches Anlie -
gen. 

NEONAZIS BEI PROTESTEN GEGEN
SOZIALABBAU

Wie schnell demokratischer Protest durch
die Beteiligung von Neonazis unterminiert
und in seiner Aussage verdreht werden kann,
zeigten auch die Aktionen gegen Hartz IV.
Im Jahr 2004 versuchten sich Neonazis in
Ost und West in die Protestkundgebungen
und Demonstrationen zu drängen. Sowohl
die NPD als auch die militante Kamerad -
schaftsszene hatten eigene Koordinie rungs -
stellen für die extrem rechten Anti-Hartz-IV-
Aktivitäten eingerichtet und veröffentlich-
ten auf ihren Internetseiten die Termine der
Montagsdemonstrationen. 

In Stuttgart etwa gingen Neonazis der „Frei -
en Nationalisten“ im April 2004 zu einer
von Gewerkschaften und Sozialverbänden
getragenen Demonstration gegen Sozial ab -
bau und trugen ein Transparent, auf dem
„Volksgemeinschaft statt BRD-Abzocke“ zu
lesen war. Bei der zweiten Magdeburger
Montagsdemonstration im August 2004
gelang es einem Block von Neonazis, sich
mithilfe der Polizei sogar an die Spitze des
Demonstrationszuges von 6.000 Menschen
zu setzen. Auch in Oranienburg kam die Po li -
zei der Forderung eines Veranstalters aus
der IG Metall nicht nach, mitmarschierende
Neonazis aus einer Demonstration auszu-
schließen. In einzelnen Fällen gelang es ext-
rem Rechten sogar, die Montagsdemons tra -
tionen federführend durchzuführen. So z.B.
in Köthen bei Dessau, wo Anhänger und
Funktionäre der „Republikaner“ einen Pro -
testzug organisierten. „Wir kennen keine
Parteien mehr, sondern nur noch Deutsche
– Weg mit Hartz IV“ stand auf dem Leit -
transparent, und Redner verbreiteten rassis -
tische und nationalistische Parolen.51

Da Neonazis bei dem Versuch, an demo kra-
tischen Veranstaltungen teilzunehmen, mit-
unter von der Polizei unterstützt wurden,
wussten sich einige Veranstalter nicht an ders
zu helfen, als Kundgebungen abzubrechen.
Demokratische Teilnehmerinnen und Teil neh -
mer, die es unerträglich fanden, zusammen
mit Neonazis zu demonstrieren, wurden de -
motiviert, und in der Öffentlichkeit konnten
die Proteste mit dem Hinweis, hier seien ext-
reme linke und rechte Kräfte gemeinsam
am Werk, leicht diskreditiert werden. Das
eigentliche Anliegen der Demonstrationen,
nämlich für eine solidarische Sozialgesetz -
gebung zu streiten, geriet an vielen Orten
in den Hintergrund. 

Nicht nur, dass es auch in Sozialfragen keiner-
lei Gemeinsamkeiten von Gewerk schaf ten
und Neonazis gibt, es steht außer Frage:
Dem Rassismus und Nationalismus darf kein
Podium für die Verbreitung ihrer Ideologien
geboten werden. Neonazis haben darum
auf Veranstaltungen der Gewerkschaften
nichts verloren.
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Der Ausschluss von Neonazis aus Saal -
veranstaltungen ist möglich. Bei De -
monstrationen und Kundgebungen
wird es schon schwieriger. Mitunter
kommt es zu absurden Situationen,
wenn Demokraten ihre Veranstaltun gen
ohne Neonazis durchführen wollen. 

Das Vlothoer Bündnis gegen das
Collegium Humanum engagiert
sich auf breiter Basis gegen ein
braunes Seminarhaus in der ost-

westfälischen Stadt. Ihm gehören der Bür -
ger meister, die evangelischen Kirchen ge mein-

den, die weiterführenden Schulen, Rats frak -
tio nen, der DGB, Weiterbildungs ein rich tun -
gen und zahlreiche Vereine und Initiativen
an. Als das Bündnis im Novem ber 2006 zu
einer Podiums diskussion lud, wollten auch
rund 25 Neo na zis teilnehmen. Doch die Ver-
anstalter hatten die An kündigung mit einem
Zusatz versehen. Ein geladen war nur, wer mit
den grund sätz lichen demokratischen Zielen
des Vlothoer Bündnisses übereinstimmt. Die
Polizei erteilte den anreisenden Neonazis
schon vor dem Versammlungssaal Platz ver -
weise, und die Podiumsdiskussion konnte
ohne Störungen durchgeführt werden. 

DGB GEWERKSCHAFTEN
GEGEN RECHTS

WAS TUN, WENN NEONAZIS
VOR DER TÜR STEHEN –
RECHTLICHE ASPEKTE ZUM
AUSSCHLUSS EXTREMER
RECHTER



5.5
RECHTLICHE ASPEKTE BEI
SAALVERANSTALTUNGEN

Nach § 6 des Versammlungsgesetzes kön-
nen bestimmte Personen oder Per sonen krei se
in der Einladung von der Teilnahme an einer
Versammlung ausgeschlossen werden. Dies
gilt aber nur für öffentliche Veranstal tun gen
in geschlossenen Räumen, nicht für Ver samm -
lungen unter freiem Himmel und grund sätz-
lich nicht für Pressevertreter. Entschei dend
ist, dass bereits die Ein ladung eine ent spre -
chende Formu lie rung enthält, die den Teil -
nehmerkreis eingrenzt (z.B. nur für Gewerk-
schafts mitglieder) oder extrem Rechte aus-
schließt (z.B. nicht für extreme Rechte). Dann
kann Neonazis der Zutritt verwehrt werden.
Wenn sie bereits im Ver sammlungsraum sind,
können sie aus diesem wieder entfernt und
unter Umständen auch wegen Hausfrie dens-
bruch zur Verantwortung gezogen werden.
Zurückgewiesen werden dürfen auch Störer
mit erkennbar unfriedlichen Absichten.

Nach § 11 Versammlungsgesetz kann der
Leiter einer Versammlung zudem Teil neh mer
ausschließen, „welche die Ver samm lung
gröblich stören“. Dazu reichen allerdings
nicht einfache Zwi schenrufe oder scharfe
Kritik, sondern nur ein wiederholt störendes
Verhalten, mit dem eine Behinderung, Un ter -
brechung oder Auflösung der Versamm lung
bezweckt wird.52

PROZESS UM HAMBURGER 
DGB VERANSTALTUNG

Dass Aufrufe zum „Aufstand der Anstän di -
gen“ oder zu konsequentem Vorgehen ge gen
extreme Rechte und Neonazis nicht immer
bei den Behörden ankommen, zeigt das Bei -
spiel einer Gewerkschafts veran stal tung in
Hamburg. Weil die Polizei das Ver samm lungs -
gesetz in nicht nachvollziehbarer Weise aus-
legte, konnten rund 20 Neo nazis die Ver an -
staltung sprengen.

Die Hamburger DGB Jugend hatte eigentlich
alles richtig gemacht. Als sie in Koope ra tion
mit dem Bezirksamt für den 16. No vember
2006 zu einer Informations ver an staltung
über rechte Strukturen in Wands bek einlud,
hatte sie Neonazis vom Besuch ausge schlos-
sen. Die Einladung war mit einem Zusatz
versehen, in dem es hieß: „Mitglieder und
Anhänger rechtsextremer Parteien und Or -
ganisa tio nen wie NPD, DVU, REP und der
,Freien Kame rad schaf ten’ haben keinen Zu -
tritt zu der Veran stal tung (nach § 6 VersG).“
Auch der Einsatz leiter der Polizei hatte zu -
nächst bestätigt, dass damit die Grundlage
für den Aus schluss der Neonazis gegeben
sei. Als dann etwa 20 Neonazis die Ver an -
stal tung angriffen, konnten sie von enga -
gierten Teilneh mern aus dem Vorraum ge -
drängt werden, und der Veranstaltungs lei ter
rief die Polizei. Nachdem der Vortrag rund
20 Minuten un gestört verlaufen war, än der te
der Einsatz leiter plötzlich seine Mei nung. Den
Neona zis sei Zutritt zu ge wäh ren, oder die
Veran staltung müsse ab gebrochen werden,
er klär te er kategorisch. Um weitere Es kala -
tio nen zu vermeiden, bra chen die Veran stal -
ter daraufhin die Ver anstaltung erst einmal
ab. „Für unangemessen und inkonsequent“,
hält Olaf Schwede, Vorsitzender der DGB
Jugend Hamburg das Vorgehen der Polizei.
Er will die Sache nicht auf sich beruhen las -
sen und hat eine Feststellungs klage beim
Ver wal tungsgericht eingereicht. Um zu künf -
tig klare Regeln zu haben, soll nun das Ge -
richt darüber befinden, ob der Ausschluss -
hinweis ausreichend war. „Schließ lich pla-
nen wir, die abgebrochene Veranstaltung
nachzuholen“, so Olaf Schwede.53

„NATIONALER SOZIALISMUS“ AUF
GEWERKSCHAFTSKUNDGEBUNG

Für Empörung sorgte auch das Vorgehen von
Polizei und Ordnungsamt in Dresden. Neo -
nazis hatten im Jahr 2004 immer wieder
versucht, an den Montagsdemons tra tio nen
gegen Sozialabbau und Hartz IV teilzuneh-
men. Zuerst konnten sie abgedrängt werden
und meldeten daraufhin eigene Spontan -
demonstrationen an. Nach dem Wahlerfolg
der NPD am 19. Septem ber 2004 versuch-
ten sie, ihre Teilnahme mit Gewalt durchzu-

36
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setzen. In den folgenden Wochen setzten
Ordnungsamt und Poli zei rigoros durch, dass
Neonazis mitmarschieren konnten. Dabei
wurde einem Ver sammlungsleiter die An mel -
dung verweigert, weil er versucht hatte, die
Neonazis auszuschließen. Einem anderen
Anmelder wurde gedroht, die Montags de -
monstration polizeilich aufzulösen, wenn die
Neonazis nicht akzeptiert würden. 

Ähnliche Szenen spielten sich im thüringi-
schen Eisenach und Altenberg ab. DGB Or -
ganisatoren von Sozialprotesten mussten
Neonazis auf ihren Kundgebungen dulden,
die sie als „DGB Arbeiterverräter“ be -
schimpf ten, „Links verrecke" skandierten
oder Fahnen mit der Aufschrift „Nationaler
Sozialismus“ trugen.54

RECHTLICHE ASPEKTE BEI DE MONS -
TRATIONEN UND KUNDGEBUNGEN

Keine Möglichkeit des Ausschlusses gibt
das Versammlungsgesetz dem Versamm -
lungsleiter bei öffentlichen Versammlungen
unter freiem Himmel, also Demonstra tio nen
oder Kundgebungen. Hier kann nur die Po li -
zei Personen nach § 18 Versamm lungs ge setz
ausschließen, „welche die Ordnung gröblich
stören“. Zu einer gröblichen Stö rung im
Sinne des Gesetzes zählen jedoch nicht ein -
zelne Zwischenrufe oder das Zei gen extrem
rechter Transparente. Zu „gröblichen“ Stö -
rungen gehören z.B. anhaltende Sprech chöre,
ständiges Betätigen von Triller pfeifen, das
Zeigen von Transparenten mit verfassungs-
widrigem oder beleidigendem Inhalt, das
Werfen von Rauch- oder Stinkbomben oder
das Absingen von Lie dern, die die Ver samm-
lung zu vereiteln oder zu sprengen drohen.55

KLARE ABGRENZUNG SCHON IM
VORFELD

Für die Montagsdemonstranten war das Vor -
gehen von Polizei und Versamm lungs be hör -
den dennoch unverständlich. Zwar entspricht
es dem Versammlungsgesetz, dennoch hat
die Polizei auch hier weitere Ermessens spiel -
räume. Es gehört etwa zur ständigen Praxis
bei neonazistischen Auf märschen, Gegen -
demonstranten auf Ab stand zu halten und

gegebenenfalls Platz verweise zu erteilen.
Demokraten und Ge werkschafter können
daher durchaus et was tun, um Neonazis
von Demonstra tio nen und Kundgebungen
fernzuhalten. Vo raussetzung sind vor allem
klare politische Positionen und eine gute Vor-
bereitung von Aktionen. 

Durch eine klare Abgrenzung schon im
Vorfeld der Kundgebung kann gegenüber
der Öffentlichkeit in Aufrufen und Presse -
mitteilungen deutlich gemacht werden, dass
Neonazis nicht erwünscht und die Veran stal -
ter nicht bereit sind, rassistische und natio-
nalistische Parolen zu dulden.

Eindeutige Positionen und eindeutiger
Sprachgebrauch machen Veranstal tun gen
für Neonazis uninteressant. Nicht jede Ver -
wendung des Begriffes „Volk“ ist extrem
rechts, aber wenn z.B. bei Hartz-IV-Mon tags -
demonstrationen Neo nazis Slogans wie „Wir
sind das Volk“ aufgreifen, entsteht hier eine
Brücke, um ihren rassistischen Volks be griff
einzuführen. Unklare und allgemeine Posi -
tionen machen Ver an stal tun gen für Neo na -
zis interessant und Un sicherheiten der Ver -
anstalter nutzen sie geschickt aus. Wenn
dagegen klare soli da rische Positionen zum
Ausdruck gebracht werden, Migranten und
Geg ner von Rechts extremismus aktiv ein-
bezogen werden, wird eine Veranstal tung
uninteressant für Neonazis.

Im Kooperationsgespräch mit der Polizei
sollte eine klare Position gegen extreme
Rechte auf der Veranstaltung ge zeigt und
die Beamten aufgefordert wer den, Neo na zis
fernzuhalten. Die Polizei hat dazu Mög lich -
keiten. Wenn zum Beispiel durch An kün di -
gungen der Neonazis oder ihr Ver hal ten auf
vorhergehenden Veranstaltungen grobe Stö-
rungen zu erwarten sind, kann sie ihre Teil -
nahme verhindern.

Sollten dennoch Neonazis auf die Kund -
gebung kommen, ist ein gemeinsames Vor -
gehen von Veranstaltern, Ordnern und Teil -
nehmern notwendig. Darüber sollten sich
die Veranstalter bereits im Vorfeld geeinigt
und vorbereitet haben. Menschenketten
und Blockaden sind Möglichkeiten für alle

Teilnehmer, ihre demokratische Haltung zum
Ausdruck zu bringen und ihren Protest ge -
genüber neonazistischen Positionen ab zu -
grenzen. Wenn es möglich ist, extreme Rechte
abzudrängen, muss dies friedlich geschehen,
denn Gewaltanwendung er laubt das Ge setz
weder Teilnehmern noch Ordnern.
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Bomberjacke, Springerstiefel, Glatze
und Baseballkeule – Nur selten treten
Neonazis so auf, wie sie in den Medien
abgebildet werden. Stattdessen ver-
fügt die Szene Über eine Vielzahl von
Sym bolen und Codes. Wie kann man
sie erkennen?

Einen Mindestlohn hält die NPD
Lö bau-Zittau eigentlich nicht für
prak tikabel. Das geht aus ihrer
Presse mitteilung unter dem Titel

„Mindest lohndebatte verführt“ hervor. Das
in dem Papier dann doch noch der Satz
auf taucht „Wir fordern 8,80 Euro Mindest -
lohn“, ist auf den ersten Blick überraschend.56

Tat sächlich spielen die Neonazis mit einem
ihrer Codes, und die Forderung ist nur für
Einge weihte verständlich. Vor allem verbo-
tene Parolen oder Grußformeln werden von
der Neonaziszene hinter Codes versteckt. 

ZAHLENCODES FÜR VERBOTENE
ORGANISATIONEN

88 18 Zahlenkürzel für die verbotene Gruß-
formel „Heil Hitler“. Die Zahlen stehen für
den 8. Buchstaben im Alphabet (also 88 =
HH), das Zahlenkürzel 18 (= AH) steht für
den Namen „Adolf Hitler“.  

28 wird als Ersatzsymbol für die verbotene
Bewegung „Blood & Honour“ benutzt. Die
Buchstaben stehen für den zweiten und ach-
ten Buchstaben (BH). 

14 steht für die „14 words“ des US-ameri-
kanischen Rassisten David Lane. „We must
secure the existence of our people and fu ture
of white children“ (Wir müssen die Existenz
unseres Volkes sichern und die Zukunft für
weiße Kinder). Lane war Mitglied der terro-
ristischen Organisation „The Order“. 

DGB GEWERKSCHAFTEN
GEGEN RECHTS

SYMBOLE, ZEICHEN UND
MARKEN KLEIDUNG DER
NEONAZISZENE

56 Pressemitteilung der NPD Löbau-Zittau vom 23.10.2006
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ZOG steht für „Zionist Occupied Govern -
ment“ („jüdisch besetzte Regierung") und
gilt den Antisemiten als Kürzel für ihre The -
sen von einer „jüdischen Weltverschwö rung“. 

SYMBOLE AUS DEM
NATIONALSOZIALISMUS

Viele Symbole der Neonaziszene stammen
noch aus dem Nationalsozialismus oder hat ten
dort eine wichtige Bedeutung. Weil die Sym-
bole der Nationalsozialisten und ihrer Orga ni -
sationen meist verboten sind, benutzen Neo-
nazis oft leicht abgewandelte Dar stellungen.

Das Zahnrad war das Organi sa -
tionszeichen des Reichs arbeits -
dienstes, einer vormilitärischen

Organisation, in der Jugend liche einen sechs-
monatigen Arbeitsdienst leisten mussten.
Zusammen mit dem Haken kreuz war es auch
das Zeichen der „Deut schen Arbeitsfront“.

Die schwarze Sonne ist ein Sym -
bol der SS und findet sich in der
Wewelsburg bei Paderborn, einer

ehemaligen Kultstätte der Organisation. Es
wird als Sinn bild einer nordisch-heidni schen
Religion be nutzt und ist in der extremen
Rechten weit verbreitet. Es wird nicht nur
als Fahne oder Anstecknadel, sondern auch
in allen er denk lichen Formen etwa als Kra -
wattennadel oder Julleuchter vertrieben.

Nicht alle, die altgermanische
Zei chen und Runen ver wen den,
sind Neona zis. Sie dienen auch

manchen Jugendkulturen und esoterischen
Strömungen als Symbole, um sich vom Chris-
tentum abzusetzen. Ru nen dienten aber in
starkem Maße den Natio nal sozialisten als
Embleme, etwa die heute verbotene Sigrune
als Zeichen des „Deut schen Jungvolkes“ und
die Doppel-Sigrune als Zei chen der SS. Auch
viele Neonazi orga nisa tio nen verwenden in
ihren Emblemen Runen. Die Gibor-Rune oder
Wolfsangel war etwa das Symbol der ver -
bo te nen „Jungen Front“, die Odals-Rune ge-
hörte zum Zeichen der ver botenen „Wiking-
Jugend“. Mit der Ver wen dung von Runen
stellen sich Neo na zis in eine rassistische,
heidnisch-germanische Tradition.

PAROLEN UND BEZEICHNUNGEN

Nicht immer sind Parolen und Gruppen be -
zeichnungen als extrem rechts und neo na zis-
tisch zu erkennen. Doch immer wenn Be -
griffe wie „Volk“ und „Nation“ im Spiel sind,
ist Vorsicht angebracht. „Frei – sozial – na tio -
nal“ ist etwa der Schlachtruf der militanten
Neonazis aus den „Freien Kamerad schaf ten“.
Von „Volksgemeinschaft statt Klassen kampf“
und „Nationaler Solidarität“ ist häufig die
Rede, wenn sich Neonazis sozialen Themen
zuwenden.  

FREIE KAMERADSCHAFTEN sind lokale
Grup pen der militanten Neonaziszene. Mit un -
ter nennen sie sich auch „Freie Nationalis -
ten“. Die Kameradschaften arbeiten oft eng
mit der NPD zusammen, bilden jedoch auch
ei gene überregionale Netzwerke. Über re gio-
nale „Aktionsbüros“ werden Aufmärsche
und andere Aktionen koordiniert. 

NATIONALER WIDERSTAND oder FREIER
WI DERSTAND können Bezeichnungen für
einzelne Neonazigruppen sein. Meist werden
jedoch regionale Aktionsbündnisse oder die
Gesamtheit der so genannten „Nationalen
Opposition“ in einem Gebiet darunter ver-
standen. 

AUTONOME NATIONALISTEN sind eine
neonazistische Gruppe, die kaum am Äußeren
zu erkennen ist. Sie tragen sogar mitunter T-
Shirts mit dem Bild von Che Guevara, Paläs ti -
nen sertücher oder treten wie autonome Linke
in schwarzer Kleidung auf. Ihre Strategie ist
die Aufnahme von links geprägten Stilele -
menten und ihre Umdeutung. Che Guevara
gilt ihnen etwa als „nationaler Revolu tio när“,
mit Palästinensertüchern wollen sie ihre an ti -
semitische Haltung markieren. Auto nome
Nationalisten sind daher oft nur an ihren
Parolen zu erkennen. 

MARKENKLEIDUNG DER EXTREMEN
RECHTEN

Zum Lifestyle extrem rechts orientierter Ju -
gendszenen gehören neben Musik vor allem
auch bestimmte Bekleidungsmarken. Wäh -
rend etliche Marken von Unternehmen pro-

duziert und vertrieben werden, die der Szene
zumindest nahestehen, sind andere Marken
unfreiwillig zum Dresscode der Neonazis
geworden.  

Masterrace ist eine beliebte Mar-
ke im Neo nazispektrum, die sich

mit „Herren rasse“ übersetzen lässt. Jog ging -
hosen, T-Shirts und Pullover werden über
neonazistische Läden und Versände verkauft.

Lonsdale, die Marke aus der
Skin head sze ne wird nicht nur

von Neonazis getragen, er freut sich dort aber
immer noch einiger Be liebt heit. Der Grund
dafür ist die im Schrift zug enthaltene Buch -
stabenfolge „NSDA“, in der nur das P fehlt.
Die Firma Lonsdale hat sich längst von ihrem
neonazistischen Kunden kreis distanziert und
unterstützt anti rassis ti sche Kulturinitiativen. 

Consdaple wurde
als Marke nach

dem Vor bild der Lonsdale-Kleidung von An -
hän gern der Neonaziszene gegründet. Hier
sind alle Buchstaben der „NSDAP“ enthal-
ten. Um die Verbundenheit mit den Natio nal   -
sozi alis ten zu zeigen, wird häufig eine Jacke
über dem T-Shirt getragen, die die restlichen
Buch sta ben verdeckt. 

Thor Steinar, die Edelmarke der
Szene wurde in einer extrem rech-
ten Zeitschrift als „patriotische

Kleidung mit nordischer Atti tüde“ beschrie-
ben. Um das alte Logo der Marke, das die
Tyr-Rune und die Wolfsan gel zeigte, gibt es
gerichtliche Auseinan derset zungen. Die
Rechtspre chung ist jedoch nicht einheitlich.
Das neue Logo ist zumindest nicht straf-
rechtlich relevant. 
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